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Vorwort Herausgeber

Timo GränMartin Voß, LL.M. | Rechtsanwalt Wolfgang Straub | Rechtsanwalt

Martin Voß, LL.M.	 Timo Grän	 Wolfgang Straub

wohl niemand hatte damit gerechnet, dass eine Pan-
demie mit einem Ausmaß von Covid-19 Deutschland 
und den Rest der Welt heimsuchen würde. Die Region 
Ostwestfalen/Lippe war – Gott sei Dank – weniger 
stark betroffen als andere Regionen Deutschlands, 
gleichwohl stehen Sie, liebe Leserinnen und Leser, 
vor großen Herausforderungen. Die Regelungen, die 
seitens der Entscheidungsträger der Politik getroffen 
wurden, dürften zunächst einmal zielführend gewesen 
sein – natürlich muss das gesundheitliche Wohl der 
Bevölkerung an erster Stelle stehen. Und auch die 
Wirtschaft wurde durch den Gesetzgeber gestärkt – die 
kürzlich beschlossene Verlängerung des Kurzarbeiter-
geldes sei hier nur exemplarisch genannt.

Die mittel- und langfristigen Auswirkungen von Corona 
auf die mittelständische Wirtschaft sind hingegen längst 
noch nicht vollständig abzusehen und werden uns 
voraussichtlich auf Jahre hin beschäftigen. Deutschland 
dürfte zumindest durch die bislang verfolgte Politik der 
„schwarzen Null“ besser aufgestellt sein als viele Nachbarn, 
was Hoffnung macht.
 
Fakt ist jedenfalls, dass es auch in Krisen keinen Stillstand 
geben kann und darf. Sie, als die Unternehmerinnen 
und Unternehmer der Region Ostwestfalen/Lippe, sind 
nunmehr in besonderer Weise gefordert, die sich aus 
der Epidemie ergebenen Probleme zu lösen und mit den 
richtigen Entscheidungen die Weichen für eine positive 
Zukunft Ihres Unternehmens zu stellen. 

Oftmals ist es der richtige Weg, aus der Not eine Tugend 
zu machen und die Krise (auch) als Chance zu verstehen, 
was vielfach bereits geschehen ist. Vor wenigen Monaten 
war es beispielsweise noch völlig unvorstellbar, dass breite 
Teile der Wirtschaft quasi aus dem eigenen Wohnzimmer 
gelenkt werden können. Hier hat sich bereits unmittelbar 
eine große unternehmerische Flexibilität gezeigt. Und 
wer den Weg der Digitalisierung in den letzten Jahren 
nicht entsprechend mitgegangen ist, dem wurde dieser 
wohl spätestens jetzt eröffnet. Deutschland kann jetzt 
Homeoffice – zumindest eine positive Auswirkung der 
aktuellen Situation.
 
Einige der hier veröffentlichten Beiträge beschäftigen sich 
mit dem Thema der Stunde und versuchen, Ihnen Lösungs-
möglichkeiten und Hilfestellungen aufzuzeigen. Natürlich 
sind auch diesmal die Beiträge durch den Fachlichen Beirat 
dieser Ausgabe auf inhaltliche Richtigkeit, Werbefreiheit 
und Leserverständlichkeit überprüft worden. 
 
Wir wünschen eine erkenntnisreiche Lektüre, kommen Sie 
gut durch die Krise und wichtiger denn je: 
BLEIBEN SIE GESUND!

Herzlichst,

Sehr geehrte Unternehmerinnen und Unternehmer,
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reden hier nicht über Monate, sondern leider häufig über 
Jahre. Ein Problem ist dabei die Dauer der mehrmaligen 
Prüfung auf Umweltverträglichkeit in verschiedenen Ab-
schnitten des gesamten Prozesses. Europäische Nachbarn 
wie Dänemark oder die Niederlande prüfen hingegen nur 
einmal und dann umfassend. Sinnvoll wäre es daher, die 
einzelnen Planungsstufen auf ein gründliches Verfahren 
einschließlich der Umweltprüfung zu konzentrieren. Das 
komplette Verfahren würde beschleunigt.

Zweites Beispiel? Betriebliche Meldepflichten. Schon die 
Einführung des Transparenzregisters mit Pflichten für viele 
Unternehmen war versteckt im Geldwäschegesetz. Dabei 
besteht bei den Firmen ohnehin eine extreme Unsicher-
heit, was genau in das Transparenzregister eingetragen 
werden muss. Von im Vergleich unverhältnismäßig hohen 
Bußgeldern fange ich an dieser Stelle gar nicht erst an. 
Auch hier muss es einfacher gehen.

Dies sind sicherlich nur Teile des großen Ziels der Entbü-
rokratisierung. Sie stehen nicht direkt im Corona-Kontext, 
aber sie schaffen in den Unternehmen freie Kapazitäten. 
Schafft es die Politik Verfahren zu erleichtern, entsteht 
Kraft für die Bewältigung der Krise. Ich wünsche Ihnen 
Gesundheit, Mut und Stärke für die kommenden Monate.

Halten Sie durch, unternehmen Sie!

Ihr Volker Steinbach

Deutschland und die Welt sind in eine gewaltige „Schieflage“ 
geraten und das in einer Weise, wie wir es zum Jahresanfang 
nicht geahnt haben. Damals beschäftigten uns Fragen nach 
einem Kassenbon. Es ging um BREXIT, um Handelskriege mit 
Zollbarrieren sowie brisante gesellschaftspolitische Fragestel-
lungen zu unserer Gesellschaft. All diese Fragen sind nicht 
beantwortet, aber neben dem wachsenden Nationalismus 
und dem dröhnenden Populismus/Extremismus ist unser 
sozial-marktwirtschaftlicher Konsens in Deutschland und 
Europa noch durch eine globale, allumfassende Pandemie 
unter zusätzlichen immensen Druck geraten. Lösungen, das 
zeichnet sich ab, werden nur im Corona-Kontext stattfinden. 
Es ist eine Zäsur der Geschichte – vieles machen Wirtschaft, 
Politik und Gesellschaft zum ersten Mal.

Nach über sechs Monaten fangen wir aber an, ökonomische 
Lehren und ökonomische Folgen aus der Krise zu ziehen – 
und da sieht es für die OWL-Wirtschaft in ihrer Gesamtheit 
positiver aus als noch im Frühjahr erwartet. Dank staatlicher 
Hilfen konnten wir das Gröbste verhindern. Aber, das hat 
Geld gekostet – unser aller Steuergeld.

Neben staatlichen Subventionen, Zuschüssen und Ret-
tungsschirmen, die alle ihre Berechtigung haben, gibt es 
aber noch eine Vielzahl weiterer Möglichkeiten, um den 
Unternehmen ohne hohe Kosten zu helfen. Ich meine 
Entbürokratisierung.

Beispiel? Kürzere Genehmigungsverfahren. Aus Unterneh-
menssicht dauern Genehmigungs- und Planverfahren für 
viele Investitionen nämlich einfach schlicht zu lange. Wir 

Volker Steinbach
Präsident
IHK Lippe zu Detmold

Grußwort
Sehr geehrte Unternehmerinnen und Unternehmer, 
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und Steuerberater waren und sind enorm gefordert. 
Wenn der Arbeitsminister Hubertus Heil in einem 
Interview im März 2020 sagt: „Das Erste ist: Rufen 
Sie Ihren Steuerberater an!“, kann sich jeder leicht 
ausmalen, mit welchen enormen Arbeitsbelastungen 
der Berufsstand zu kämpfen hatte und hat. 

Sowohl Unternehmerinnen und Unternehmer als 
auch ihre Berater stehen vor vielen Herausforderun-
gen. Ich hoffe, dass dieser Ratgeber Ihnen eine 
kleine Hilfe ist und wünsche Ihnen eine erkenntnis-
reiche Lektüre. 

Herzlichst, Ihr

Martin Schrahe 

nach gut zehn guten Jahren mit Wachstum und Re-
kordbeschäftigung hat uns die Corona-Pandemie 
überrascht. Diese Pandemie ist nicht nur für unser 
Gesundheitssystem eine Herausforderung. Praktisch 
alle Bereiche unseres Lebens und Wirtschaftens sind 
stark betroffen. Das Coronavirus bewirkte zahlreiche 
Gesetzesänderungen, die vor Monaten für viele noch 
undenkbar gewesen wären. Normalerweise dauert 
es Monate oder Jahre, bis Gesetzesänderungen 
formuliert und beschlossen werden. In der Corona-
Krise wurden einige Gesetze im Eiltempo erlassen. 
So gab es u. a. ein umfangreiches Gesetzespaket 
(sog. Konjunkturpaket) zur Bekämpfung der Corona-
Folgen, ein Gesetz zur Abmilderung der Folgen der 
COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Straf-
verfahrensrecht und Corona-Steuerhilfegesetze. 

Das hat nicht nur bei Ihnen, liebe Leserinnen und 
Leser, zahllose Fragen aufgeworfen, auch Ihre Rechts- 

Vita
1983 – 1985	� Berufsausbildung zum Bankkaufmann bei der Dresdner Bank AG, Bielefeld 
1987 – 1991	� Studium der Betriebswirtschaftslehre in Paderborn und Worms, Abschluss: Diplom-Betriebswirt
1996	 Bestellung zum Steuerberater
seit 1997	P artner der HPS Steuerberatungsgesellschaft PartGmbB
1999	 Bestellung zum Wirtschaftsprüfer
seit 2004 	� Geschäftsführender Gesellschafter der Vereinigten Treuhand GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
seit 2013 	P artner der HPS Birke und Partner – Rechtsanwälte Steuerberater

Martin Schrahe
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater
HPS Steuerberatungsgesellschaft partGmbB, Herford

Grußwort Beirat

Sehr geehrte Unternehmerinnen und Unternehmer,



6

Fachlicher Beirat 

  Thorsten Heidemann 
Steuerberater, Fachberater für Sanierung und Insolvenzverwaltung (DStV e. V.),  
Fachberater für Unternehmensnachfolge (DStV e. V.) 
BPP Becker Patzelt Pollmann und Partner mbB

1986 – 1988 	 Berufsausbildung Fachgehilfe in steuer- und wirtschaftsberatenden Berufen 
2001	 Bestellung zum Steuerberater
2003	 Partner BPP Becker Patzelt Pollmann Wirtschaftsprüfer Steuerberater Rechtsanwälte
2010	 Bestellung Fachberater für Sanierung und Insolvenzverwaltung (DStV e. V.)
2010	 Bestellung Fachberater für Unternehmensnachfolge (DStV e. V.)

  Ansgar Käter
Vorstandsvorsitzender 
VerbundVolksbank OWL eG

1990 – 1992	 Lehre zum Industriekaufmann (IHK)
1990 – 1993	� Studium der Betriebswirtschaftslehre (Betriebswirt (BA)), Berufsakademie  

Oldenburger Münsterland
1993 – 2000	� Studium der Rechtswissenschaften (Jur. Staatsexamen/Diplom-Jurist),  

Universität Osnabrück
2000 – 2002	� Rechtsreferendariat beim Oberlandesgericht Oldenburg (2. Jur. Staatsexamen,  

Assessor iur.)
bis 2011 	 Führungskraft im Kredit- und Rechtsbereich, Sparkasse Osnabrück 
bis 2016 	 Bereichsleiter Kreditbetreuung/Recht, Sparkasse Münsterland Ost, Münster
2007 – 2016	 Rechtsanwalt (OLG Oldenburg bis Juni 2011; OLG Hamm ab Juli 2011)
bis 2018 	 Kredit- und Marktfolgevorstand, VerbundVolksbank OWL eG, Paderborn
seit 2018 	 Aufsichtsratsmitglied der Serviscope AG, Karlsruhe
seit 2019 	 Vorstandsvorsitzender, VerbundVolksbank OWL eG, Paderborn
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  Martin Schrahe 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
HPS Steuerberatungsgesellschaft partGmbB

1983 – 1985	� Berufsausbildung zum Bankkaufmann bei der Dresdner Bank AG, 
Bielefeld 

1987 – 1991	� Studium der Betriebswirtschaftslehre in Paderborn und Worms,  
Abschluss: Diplom-Betriebswirt

1996	 Bestellung zum Steuerberater
seit 1997	P artner der HPS Steuerberatungsgesellschaft PartGmbB
1999	 Bestellung zum Wirtschaftsprüfer
seit 2004 	� Geschäftsführender Gesellschafter der Vereinigten Treuhand GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
seit 2013 	P artner der HPS Birke und Partner – Rechtsanwälte Steuerberater

 manuel  sack
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Insolvenzrecht, Insolvenzverwalter 
Brinkmann & Partner Rechtsanwälte | Steuerberater |  
Insolvenzverwalter Partnerschaftsgesellschaft

1983 – 1990	� Studium an der Albert-Ludwigs-Universität, Freiburg i. Br. und 
der Universität Hamburg

1991 – 1994	 Referendariat in Hamburg
1994 	 Zulassung als Rechtsanwalt 
1994 – 1996	 Rechtsanwalt bei Curschmann Rechtsanwälte, Hamburg 
1997 – 1999	 Rechtsanwalt bei Brinkmann & Partner
seit 2000	P artner bei Brinkmann & Partner
2001	 Fachanwalt für Insolvenzrechtt
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Mittelstandsfinanzierung  
in außergewöhnlichen Zeiten

Die Corona-Pandemie ist eine der größten  
Herausforderungen für den deutschen Mittelstand 
seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009. 
Die Folgen von Lockdown, geschlossenen  
Grenzen und unterbrochenen Lieferketten betreffen 
auch viele Unternehmen in OWL und strapazie-
ren die Liquiditätslage in erheblichem Umfang. Im  
Interview erklärt Michael Meier, Regionalleiter bei 
der VerbundVolksbank OWL, wie die Finanzierung 
im Mittelstand in diesen außergewöhnlichen Zeiten 
sichergestellt werden kann.

Herr Meier, der Beginn der Corona-Pandemie in 
Deutschland ist mehr als ein halbes Jahr her.  
Wie haben Sie die ersten Wochen des Lockdowns 
in der Beratung mittelständischer Unternehmen 
erlebt?
Michael Meier: Unternehmen, die in China produ-
zieren oder Waren beziehungsweise Zulieferteile im-
portieren, waren bereits Anfang des Jahres von den 
Auswirkungen der Corona-Pandemie betroffen. Mit dem 
bundesweiten Lockdown im März entstand dann  
natürlich bei fast allen Unternehmen eine große Un-
sicherheit über die weitere Entwicklung. Abhängig von 
der Branche und dem konkreten Geschäftsmodell 
waren die Beeinträchtigungen sehr unterschiedlich. 

Michael Meier
VerbundVolksbank OWL eG 

  Regionalleiter
  der Volksbank Höxter

Michael Meier ist ausgebildeter Bankkaufmann und  
studierte berufsbegleitend an der Bankakademie  
(heute Frankfurt School of Finance & Management) mit 
Abschluss dipl. Bankbetriebswirt (BA). Er verfügt über 
mehrjährige Erfahrungen in der Privatkundenberatung, 
im internationalen Geschäft und im Kreditmanage-
ment mit den Schwerpunkten Bonitätsbeurteilung 
und Kreditvotierung. Seit 2005 berät der Prokurist und 
Regionalleiter mittelständische Unternehmen in allen 
Finanzfragen und insbesondere bei Finanzierungsthemen. 

Viele Unternehmen – insbesondere die kleinen Betrie-
be – bangten um die Sicherheit der Arbeitsplätze und 
letztlich um die eigene Existenz. Der Gesprächsbedarf 
beim heimischen Mittelstand war und ist dementspre-
chend groß. In unseren Beratungen ging es deshalb 
primär um die Finanzierung und Liquiditätssicherung. 
Darüber hinaus setzen wir uns auch gemeinsam mit 
unseren Kunden mit strategischen Fragen auseinander, 
zum Beispiel, wie sich die Unternehmen für die kom-
mende Zeit sicher aufstellen können. Denn wir verste-
hen uns nicht nur als reiner Finanzierungspartner, 
sondern auch als Sparringspartner für unternehmerische 
Themen und als Mutmacher in unsicheren Zeiten. 

Welche praktischen Lösungen waren in dieser 
Phase am wichtigsten?
Meier: Die Corona-Soforthilfe des Bundes war insbe-
sondere für kleinere Unternehmen wichtig. Die schnel-
le und unkomplizierte Auszahlung hat vielen Betrieben 

Interview
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sehr geholfen. Um die Kosten zu senken, ist natürlich 
das Kurzarbeitergeld ein sehr wirksames Instrument. 
Darüber hinaus spielten die Fördermittel der KfW eine 
wichtige Rolle zur Liquiditätssicherung. Bei den Förder-
krediten, wie zum Beispiel beim Unternehmerkredit, 
übernimmt die KfW teilweise die Haftungsrisiken. Beim 
KfW-Schnellkredit hat die KfW sogar das Kreditrisiko in 
voller Höhe übernommen. Leider haben sich gerade zu 
Beginn der Pandemie die Fördervoraussetzungen 
wöchentlich geändert und waren zudem sehr eng gesetzt. 
Aus diesem Grund kamen diese guten Instrumente 
leider für viele Unternehmen nicht infrage.

Bei Kunden mit einem zukunftsfähigen Geschäftsmo-
dell konnten wir die Finanzierung häufig flexibel über 
eigene Bankdarlehen oder einen erhöhten Kontokor-
rentrahmen sicherstellen. Auch Tilgungsaussetzungen 
für bestehende Kredite kamen zum Einsatz. 

Um die Vielzahl der Anfragen zu Beginn der Pande-
mie zu bewältigen, haben wir zudem kurzfristig eine 
Online-Anfragestrecke im Internet entwickelt sowie 
einen Online-Abschluss für die KfW-Fördermittel über 
die VR Smart Finanz, unseren Partner aus der Genos-
senschaftlichen FinanzGruppe, realisiert.

„Viele Unternehmen – insbesondere 
die kleinen Betriebe – bangten um 
die Sicherheit der Arbeitsplätze und 
letztlich um die eigene Existenz.“
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Die Corona-Pandemie und ihre wirtschaftlichen 
Auswirkungen werden unseren Mittelstand noch 
lange beschäftigen. Was empfehlen Sie Ihren 
Kunden, um nachhaltig die Liquidität zu sichern?
Meier: Aus unserer Sicht ist es gerade jetzt wichtig, 
die Finanzierungsstruktur zu optimieren, um die Liqui-
dität und die Finanzierungsspielräume für die Zukunft 
zu sichern. Entscheidend ist in jedem Fall eine fristen-
kongruente Finanzierung. Langfristige Vermögenswer-
te sollten entsprechend auf der Passivseite auch 
längerfristig finanziert werden. So können der grund-
legende Finanzbedarf strukturell gesichert und die 
günstigen Zinsen ausgenutzt werden. Das gilt ganz 
besonders auch für größere Investitionen. Selbst wenn 
möglicherweise Guthaben vorhanden sind, macht eine 
Teilfinanzierung des Vorhabens Sinn. Die KfW und die 
NRW.Bank bieten gerade bei Effizienz-, Digitalisierungs- 
und Innovationsmaßnahmen sehr attraktive Konditio-
nen. Viel zu oft wünschen Unternehmer in der Praxis 
jedoch zu kurze Laufzeiten, die dann in der Folge zu 
Liquiditätsengpässen führen können.

Zudem sollte natürlich – auch bei vorhandenem Gut-
haben – eine ausreichende Kontokorrentlinie vereinbart 
sein. Zwar kostet auch die Bereitstellung von ungenutz-
ten Kreditlinien Geld, bringt dem Unternehmer aber 
den notwendigen Liquiditätsspielraum. Außerdem ist 
es immer einfacher, schneller und zinsgünstiger,  
Kreditlinien zu vereinbaren, wenn die wirtschaftlichen 
Aussichten positiv sind. 

Ein weiterer Tipp:
Gerade im Moment müssen die Unternehmen ihr  
Umlaufvermögen im Auge behalten. Die Lieferanten 
achten in der aktuellen Situation genau auf eine pünkt-
liche Zahlung. Auch ein sinnvolles Lagermanagement 
und ein eigenes konsequentes Forderungsmanagement 
dürfen nicht vernachlässigt werden.

Wie können sich Unternehmen effektiv vor  
Forderungsausfällen schützen? 
Meier: Allgemein werden als Folge der Pandemie 
zunehmend Insolvenzen erwartet. Oft trifft das Kunden, 
von denen man das nie erwartet hätte und die bis 
gestern noch mit Skonto gezahlt haben. Das berichten 
uns aktuell leider immer mehr Unternehmen. Deshalb 
empfehlen wir gerade im B2B-Bereich bei Lieferung auf 
Rechnung eine Warenkredit- beziehungsweise Forde-
rungsausfallversicherung. Diese Versicherung überprüft 
und überwacht die Bonität der Abnehmer und zahlt die 
Forderungsausfälle bei Insolvenz oder Nichtzahlung. 
Allerdings hören wir aktuell von Kunden, dass einige 
große Kreditversicherer die Limite deutlich reduzieren. 
Daher ist es wichtig, sich hier frühzeitig zu orientieren 
und auf diese Weise vorzusorgen. Glücklicherweise 
können wir mit unserem Partner, der R+V Versicherung, 
diese Absicherung nach wie vor im gewohnten Umfang 
anbieten. 

Wie werden sich die Unternehmenskredite in den 
nächsten Monaten Ihrer Meinung nach entwickeln? 
Meier: Wir rechnen – trotz allem – mit steigenden 
Kreditinanspruchnahmen aufgrund von Investitions-
projekten. Natürlich sind in vielen Branchen Investiti-
onsvorhaben im Frühjahr zunächst gestoppt oder auf 
Eis gelegt worden. So langsam ziehen aber die Auf-
tragseingänge wieder an und damit steigt auch die 
Investitionsbereitschaft. Außerdem gibt es nach wie 
vor etliche Unternehmen, die von der Pandemie nicht 
betroffen sind. Hier laufen die Investitionsplanungen 
wie gewohnt weiter. Wir durften in diesem Jahr – un-
geachtet der Corona-Pandemie – bereits sehr viele 
solcher klassischen Investitionen begleiten.

Bei den kurzfristigen Finanzierungen, zum Beispiel im 
Kontokorrentbereich, bin ich überzeugt, dass viele 
Unternehmen umsichtig und vorsichtig agieren.  
Sie halten Kreditlinien frei, sodass sich die Inanspruch-
nahmen in Summe nicht deutlich verändern werden. 
Die Sicherung der Liquiditätsspielräume wird auch in 
den kommenden Monaten für viele Unternehmen 
wichtig bleiben. Auf diese Situation sind wir natürlich 
vorbereitet und stehen dem Mittelstand als Partner 
weiterhin gerne zur Seite.

Die drei wichtigsten Funktionen einer Warenkredit-Versicherung*

*Gültig für die R+V Warenkreditversicherung, Quelle: R+V Versicherung

1. 2. 3.
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Immer wieder werden im Rahmen von Betriebsprüfungen sogenannte unbenannte Zuwen-
dungen unter Ehegatten aufgegriffen. Unbenannte Zuwendungen sind unentgeltliche Ver-
mögensübertragungen unter Ehegatten und können, wenn der Freibetrag von 500 000 Euro 
überschritten wurde, Schenkungsteuer auslösen. Dabei werden alle Vermögensübertragun-
gen der letzten 10 Jahre zusammengerechnet. Die Frage, ob ein schenkungsteuerpflichtiger 
Vorgang vorliegt, ist nicht immer einfach zu beantworten. Die Zuwendung eines Familienheims 
unter Ehegatten und die die üblichen Gelegenheitsgeschenke sind ebenso steuerfrei wie 
Leistungen zur Erfüllung von Unterhaltspflichten.

Fachinformation

Vermögensübertragungen 
unter Ehegatten

wenn die Ehepartner über die Unentgeltlichkeit 
einig sind. Der Bundesfinanzhof (BFH) folgt 
dem nicht und begründet dies damit, dass 
der Gesetzgeber davon ausgegangen sei, 
unentgeltliche Zuwendungen am Tatbestand 
der freigebigen Zuwendung zu messen und 
somit auch in der Ehe steuerpflichtig sind. 
(Urteile vom 02.03.1994 – Az. II R 59/929 und 
vom 30.03.1994 – Az. II R 105/93). 

Das Problem: Viele Vermögensübertragungen, 
soweit diese nicht von einem Gericht oder Notar 
beurkundet wurden, sind dem zuständigen 
Finanzamt innerhalb von 3 Monaten anzuzei-
gen. Dies kann zum Beispiel der Fall sein bei 
der Einrichtung eines Gemeinschaftskontos 
oder -depots, wobei das Guthaben nur von 
einem oder überwiegend von einem Ehegatten 
eingezahlt wird. Ist das Kind erst einmal in den 
Brunnen gefallen, besteht die Möglichkeit, dies 
im Wesentlichen zu heilen, denn nach § 29 Abs. 1 

Nr. 3 S. 1 ErbStG erlischt die Schenkungsteuer 
auf unentgeltliche Zuwendungen mit Wirkung 
für die Vergangenheit, soweit unentgeltliche 
Zuwendungen als Vorausempfänge auf die 
Ausgleichsforderung angerechnet werden. Der 
rückwirkende Wegfall der Steuerschuld führt 
nicht zum Entfallen des Straftatbestandes der 
Steuerhinterziehung. Es handelt sich dann 
um eine „Steuerhinterziehung auf Zeit“ mit 
der Folge, dass die hinterzogenen Steuern 
zu verzinsen sind (Hessisches Finanzgericht,  
Urteil vom 07.05.2018 – Az. 10-K-477/17).

Was als übliche Gelegenheitsgeschenke anzu-
sehen ist, ergibt sich auch aus den Umständen 
des Einzelfalles und dem Lebensstandard von 
Schenker und Beschenkten. Keine üblichen 
Gelegenheitsgeschenke sind die Übertragung 
von Grundstücken oder Betriebsvermögen.

In Deutschland vorherrschend ist der gesetz-
liche Güterstand der Zugewinngemeinschaft. 
Dies ist immer dann der Fall, wenn kein 
Ehevertrag abgeschlossen wurde. Bei der 
Zugewinngemeinschaft bleiben die Vermö-
gen der Ehegatten getrennt. Jeder Ehegatte 
verwaltet sein Vermögen selbst und haftet 
kraft Gesetz nicht für die Schulden des Part-
ners. Wird die Ehe durch Scheidung oder Tod 
aufgelöst, ist der Zugewinn zwischen den 
Eheleuten auszugleichen. Der Zugewinn-
ausgleich unterliegt nicht der Besteuerung.
Das Zivilrecht verneint zwar bei Zuwendungen 
unter Ehegatten regelmäßig die Entgeltlichkeit, 

Dipl.-Betriebswirt 
Martin Schrahe
HPS
Steuerberatungsgesellschaft PartGmbB 
Herford 

  Wirtschaftsprüfer, Steuerberater

Dipl.-Kfm. 
Heike Niemann
HPS
Steuerberatungsgesellschaft PartGmbB 
Herford 

  Steuerberaterin
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besteht kein pfändbarer Rechtsanspruch auf 
Stiftungszuwendungen. Nach der Übertragung 
von Vermögen auf die Stiftung haftet das 
Vermögen nicht mehr für Verbindlichkeiten 
des Stifters. Bei der Vermögensübertragung 
sind jedoch Anfechtungsfristen nach dem An-
fechtungsgesetz oder der Insolvenzordnung zu 
beachten. Pflichtteilsberechtigte können keine 
Pflichtteilsergänzungsansprüche gegen die 
Stiftung geltend machen, wenn die Dotierung 
der Stiftung 10 Jahre vor dem Tod des Stifters 
erfolgte. Die Familienstiftung sollte daher 
rechtzeitig errichtet werden und nicht erst, 
wenn dunkle Wolken am Horizont aufziehen. 

Eine Stiftung ist eine verselbständigte Vermö-
gensmasse ohne Eigentümer oder Gesellschafter. 
Von einer Familienstiftung spricht man, wenn 
Begünstigte der Stifter, seine Familie und deren 
Abkömmlinge sind. Eine Stiftung, die allein den 
Unterhalt des Stifters sichern soll, ist unzulässig. 
Die Vermögensübertragung auf die Stiftung erfolgt 
dauerhaft. Dabei ist darauf zu achten, das aus-
reichend ertragbringendes Vermögen übertragen 
wird, damit die Anerkennung der Stiftung durch die 
Stiftungsaufsichtsbehörde nicht gefährdet wird. 
Die Stiftung muss in der Lage sein, ihre Zwecke 
dauerhaft aus den Erträgen erfüllen zu können. 
Verwaltet wird die Stiftung von ihren Organen, die 
bei ihrer Gründung in der Satzung verankert wer-
den. Üblich sind ein Vorstand und ein Stiftungsrat. 
Stiftungen haben ihre gesetzliche Grundlage in 
den §§ 80 bis 88 BGB. Darüber hinaus sind die 
jeweiligen Landesstiftungsgesetze desjenigen 
Bundeslandes zu beachten, in dem sich der Sitz 
der Stiftung befindet. Eine Stiftung entsteht durch 
das Stiftungsgeschäft und die Anerkennung der 
Landes-Stiftungsaufsichtsbehörde. 

Sinn und Zweck einer Familienstiftung ist im 
Regelfall die Vermeidung der Zersplitterung des 
Vermögens durch Erbgänge und die Versorgung 
und wirtschaftliche Absicherung der Begünstigten. 
Im Einzelfall kann die Familienstiftung auch bei 
unternehmerischem Vermögen zur Sicherung der 

Als Asset Protection wird der Schutz des 
Vermögens vor dem Zugriff der Gläubiger 
verstanden. Dies geschieht entweder durch 
Übertragungen innerhalb der Familie oder 
durch Übertragung auf einen selbständigen 
Rechtsträger. Ein Weg ist die Errichtung einer 
selbständigen rechtsfähigen Stiftung im Inland 
mit dem Zweck der Versorgung der Familie ggf. 
zusätzlich des Stifters. Da die Stiftung keine 
Anteilseigner hat, kann keine Beteiligung ge-
pfändet werden. Die Erträge kommen weiterhin 
der Familie zu Gute. Wenn die Ertragsberech-
tigungen so ausgestaltet werden, dass sie im 
Ermessen des Vorstands der Stiftung liegen, 

Dipl.-Kfm. Heike Niemann
HPS
Steuerberatungsgesellschaft PartGmbB 
Herford 

  Steuerberaterin

Heike Niemann hat in Münster Betriebswirtschafts-
lehre studiert mit dem Abschluss Diplom-Kaufmann, 
die Bestellung zum Steuerberater erfolgte 1996. Tätig-
keitsschwerpunkte sind: betriebswirtschaftliche Bera-
tung, Unternehmensnachfolge, Erbschaftsteuer und 
Bewertungsrecht, Steuerplanung und Steuergestaltung.

Vermögensschutz
durch eine 
Familienstiftung

Unternehmer tragen hohe Verantwortung und setzen sich persönlich häufig enormen Risiken aus, insbesondere durch 
Schadenersatzpflichten, die Verletzung der Insolvenzantragspflicht oder steuerlicher Pflichten. Ist die sogenannte 
„Asset-Protection-Stiftung“ die Lösung? 
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Fachinformation

Höhe von 10 % des Verkehrswertes für Wohnim-
mobilien und des Freibetrages (für die Kinder) in 
Höhe von 400 000 Euro. 

Bei im Inland errichteten Familienstiftungen ist 
das Verwandtschaftsverhältnis des entferntest 
Begünstigten der Familienstiftung für die Höhe 
des Freibetrages maßgebend. Der Freibetrag 
beträgt für begünstigte Ehegatten 500 000 Euro, 
für Kinder und für Kinder verstorbener Kinder 
400 000 Euro, für Enkel 200 000 Euro und für alle 
übrigen Personen 20 000 Euro. Steuerschuldner 
ist die Stiftung. Bei der Stiftungserrichtung unter 
Lebenden und bei Zustiftungen ist daneben auch 
der Stifter Schuldner.

Die Übertragung der Immobilie ist regelmäßig von 
der Grunderwerbsteuer ausgenommen, weil es 
sich in der Regel um einen Grundstückserwerb von 
Todes wegen oder eine Grundstücksschenkung 
unter Lebenden ohne Gegenleistung handelt. 

Familienstiftungen bieten keine besonderen 
steuerlichen Vorteile. Gewinne unterliegen der 
Körperschaftsteuer und das Vermögen alle 30 Jahre 
der Erbersatzsteuer. Destinatäre, die in Deutschland 
unbeschränkt steuerpflichtig sind, versteuern die 
Ausschüttungen im Regelfall wie Einkünfte aus 
Kapitalvermögen mit der Abgeltungssteuer.

Alle 30 Jahre wird die Erbersatzsteuer erhoben. Das 
Vermögen der Stiftung wird nach den Tarifsätzen 
der Steuerklasse 1 des Erbschaftsteuergesetzes mit 
maximal 30 %, je nach Vermögenshöhe, besteuert, 
wobei fiktiv zwei Kinder als Erben angenommen 
werden und somit zwei Kinderfreibeträge abzugsfähig 
sind. Die erbschaftsteuerliche Begünstigung des 

Betriebsvermögens wird auch Familienstiftungen 
gewährt. Der Erbersatzsteuer unterliegt eine in-
ländische Stiftung nur, „sofern sie wesentlich im 
Interesse einer Familie oder bestimmter Familien 
errichtet ist“. Sonstige privatnützige Stiftungen 
unterliegen dieser Steuer nicht, ebenso nicht 
ausländische Familienstiftungen, diese auch dann 
nicht, wenn sie inländisches Vermögen haben. 
Auch nicht-rechtsfähige Familienstiftungen, soge-
nannte Treuhandstiftungen sollen nach Meinung 
von Kommentatoren nicht der Erbersatzsteuer 
unterliegen. Welches Kriterium aus einer Stiftung, 
die neben dem Familienbezug auch noch andere 
Zwecke verfolgt, eine erbersatzsteuerpflichtige 
„Familienstiftung“ macht, kann derzeit nicht 
eindeutig beantwortet werden. Finanzverwaltung 
und Rechtsprechung legen den Begriff eher weit 
aus. Europarechtliche und verfassungsrechtliche 
Überlegungen lassen die Erbersatzsteuer angreifbar 
erscheinen. Insbesondere die Tatsache, dass die 
Fiktion zweier Kinder als (Ersatz-)Erben bei Famili-
enstiftungen mit einer Vielzahl von Begünstigten 
zu einer großen Steuerungerechtigkeit und zu 
einem Verstoß gegen das Gebot der Besteuerung 
nach der individuellen Leistungsfähigkeit führt, 
werden als Hauptargument genannt. 

Eine Stiftung bietet bei sorgfältiger Planung 
eine umfassende Möglichkeit der Asset-
Protection. Die Errichtung und Vermögens-
übertragung sollte in jedem Fall rechtzeitig 
geplant werden. Gerade bei ausländischen 
Familienstiftungen bestehen bei der zivil-
rechtlichen und steuerlichen Gestaltung er-
höhte Anforderungen. Daher sollte stets ein 
erfahrener qualifizierter Rechtsanwalt und 
Steuerberater hinzugezogen werden.

Unternehmenskontinuität eingesetzt werden, wenn 
z. B. Erben fehlen oder das Vermögen nicht auf 
mehrere Erben übergehen soll. In diesen Fällen 
verlieren die Erben hinsichtlich des Nachlassver-
mögens Verfügungs-, Stimm- und Kontrollrechte, 
die bei Stiftungen die Stiftungsorgane wie Vorstand 
oder Stiftungsrat haben. 

Die Begünstigten, Destinatäre genannt, erhalten 
üblicherweise jährliche Ausschüttungen auf der 
Grundlage der Stiftungssatzung und der Beschlüsse 
des Stiftungsvorstandes. Die Ausschüttungen 
werden entweder allen Destinatären nach einem 
festen Schlüssel voraussetzungslos gewährt (Un-
terhaltsstiftung), oder erfolgen nur an bestimmte 
Destinatäre nach dem Stifterwillen, z. B. wegen 
Bedürftigkeit oder für die Ausbildung.

Destinatäre können ihre Rechtstellung nicht beliebig 
weitervererben, die Nachfolge wird durch die Satzung 
bestimmt. Wenn auf eine Familienstiftung eine 
wesentliche Unternehmensbeteiligung übertragen 
werden soll, ist darauf zu achten, die Satzung so 
zu gestalten, dass die Stiftungsorgane in die Lage 
versetzt werden, eine adäquate Unternehmens-
leitung auszuwählen und eine zweckmäßige 
Stiftungsverwaltung zum Wohle der Begünstigten 
gewährleistet ist. In der Praxis gibt es zwei Varian-
ten. Die Unternehmensträgerstiftungen, bei denen 
die Stiftung selbst das Unternehmen betreibt und 
die Beteiligungsträgerstiftungen, die lediglich die 
Beteiligung hält. Die Beteiligungsträgerstiftung 
bietet den Vorteil, die Geschäftsführung und die 
Verwaltung des Vermögens organisatorisch und 
rechtlich zu trennen.

Eine Familienstiftung ist sicher nicht für jeden 
geeignet, aber in bestimmten Konstellationen 
durchaus sinnvoll. Insbesondere, wenn das Ziel 
die Unterstützung der Stifterfamilie und nicht die 
Versorgung des Stifters ist.

Beispiel: Eine erfolgreiche Unternehmerin, 
geschieden, zwei minderjährige Kinder, möchte 
den Grundbedarf für den Lebensunterhalt und 
die Ausbildung der Kinder absichern. Zu diesem 
Zweck errichtet sie eine Stiftung und dotiert das 
Stiftungsvermögen mit einer fremdvermieteten 
Immobilie mit einem Verkehrswert von 1 Mio. Euro 
und jährlichen Mieteinnahmen von 50 000 Euro. 
Zusätzlich werden Barmittel in Höhe von 100 000 Euro 
in die Stiftung eingebracht. Steuerpflichtig wären 
600 000 Euro nach Abzug der Steuerbefreiung in 

Dipl.-Betriebswirt Martin Schrahe
HPS
Steuerberatungsgesellschaft PartGmbB 
Herford 

  Wirtschaftsprüfer, Steuerberater

Martin Schrahe hat nach der Berufsausbildung zum Bankkaufmann 
bei der Dresdner Bank AG und Grundwehrdienst Betriebswirtschafts-
lehre in Paderborn und Worms mit dem Abschluss Diplom-Betriebswirt 
studiert, die Bestellung zum Steuerberater erfolgte 1996, die zum Wirt-
schaftsprüfer 1999. Tätigkeitsschwerpunkte: Unternehmensbewertung, 
Unternehmenskauf bzw. -verkauf, Bilanzrecht und Bilanzsteuerrecht, 
Steuerplanung und Steuergestaltung, Internationales Steuerrecht.
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Wie gewonnen – so zerronnen
Insolvenzverwalter können vor Insolvenzantrag  
geleistete Zahlungen durch Anfechtung zurückholen

insbesondere Zahlungen zur Insolvenzmasse zurückholen 
kann, kann sich seine Prüfung auf Zeiträume von bis 
zu 10 Jahren vor Insolvenzeröffnungsantrag erstrecken.

Eine Zehn-Jahresfrist oder bei Bestellung von Sicher-
heiten oder Erfüllungshandlungen eine Vier-Jahresfrist 
gilt, wenn der Schuldner mit dem Vorsatz gehandelt hat, 
seine Gläubiger zu benachteiligen, und der Gläubiger, 
der die Leistung empfangen hat, den Vorsatz des Schuld-
ners kannte. Vier Jahre kann der Insolvenzverwalter 
zurückgreifen, wenn es sich um eine unentgeltliche 
Leistung handelte, drei Monate, wenn innerhalb dieses 
Zeitraums Leistungen erfolgt sind, die im Ergebnis die 
Insolvenzmasse verkürzt haben und wenn der zahlende 
Schuldner und der empfangende Gläubiger bestimmte 
Voraussetzungen erfüllen. Diese Frist von drei Monaten 
vor Antrag auf Insolvenzeröffnung ist die in der Praxis 
für Anfechtungen wichtigste Frist.

Für die Geltendmachung solcher Ansprüche hat der 
Insolvenzverwalter Zeit; Grenzen sind ihm nur durch die 
allgemeine Verjährungsfrist gesetzt (drei Jahre nach BGB).

Grundvoraussetzung: Masseverkürzung
Rechtshandlungen sind nur dann anfechtbar, wenn sie im 
Ergebnis die Masse verkürzt haben, die zur Befriedigung 
der späteren Insolvenzgläubiger zur Verfügung steht. 
Eine solche Verkürzung der späteren Insolvenzmasse 
liegt nicht vor, wenn bei einem Leistungsaustausch 
der späteren Masse unmittelbar ein Vermögenswert 
zugeflossen ist, der wertmäßig dem entspricht, was 
gezahlt worden ist. Das sind die sogenannten Barge-
schäfte, bei denen z. B. ein Unternehmer eine Lieferung 
erbringt und dafür unmittelbar die Zahlung erhält. Wer 
also von einem Vertragspartner gebeten wird, noch 
Leistungen in einem Augenblick zu erbringen, in dem er 
an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Partners 

„Da haben wir ja nochmal Glück gehabt“, denkt der 
Mittelständler, als er in der Zeitung liest, sein Kun-
de habe Insolvenzantrag gestellt.

Er hatte noch rückständige Forderungen in den Monaten 
vor Insolvenzeröffnung eintreiben können, allerdings 
erst nach massiven Drohungen mit rechtlichen Schritten 
oder mit einem Insolvenzantrag.

Die Annahme, keinen Schaden erlitten zu haben, stellt sich 
als Trugschluss heraus: 2 Jahre nach Insolvenzeröffnung 
erhält er einen Brief des Insolvenzverwalters, der ihm 
mitteilt, die damaligen Zahlungen würden angefochten, 
er möge innerhalb von einem Monat die erhaltenen 
Beträge an die Insolvenzmasse zurückzahlen. 

Anfechtungszeitraum zwischen 
einem Monat und 10 Jahren
Prüft der Insolvenzverwalter, ob er Rechtshandlungen vor 
einem Insolvenzeröffnungsantrag rückgängig machen und 
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Rechtsanwälte Partnerschaft mbB 
Detmold 

  Rechtsanwalt

Dr. Bernhard König hat Rechtswissenschaften an 
der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 
studiert. Er ist seit 1987 als Anwalt tätig und Partner 
in der Kanzlei Brandi Rechtsanwälte Partnerschaft 
mbB. Seine Schwerpunkte liegen im Handels-und 
Vertriebsrecht, Unternehmensrecht, M & A .
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schon erhebliche Zweifel hat, kann sich vor späteren 
Anfechtungen durch Insolvenzverwalter schützen, 
indem er ein solches Bargeschäft mit unmittelbarem 
Leistungsaustausch („Zug-um-Zug“) erbringt.

Wissen kann schaden
Die Insolvenzordnung sieht für Leistungen des späteren 
Gemeinschuldners in den letzten drei Monaten vor dem 
Insolvenzeröffnungsantrag verschiedene Anfechtungs-
tatbestände vor.

Sie unterscheidet dabei danach, ob eine Leistung erfolgt 
ist, auf die ein fälliger Anspruch bestand (kongruente 
Deckung) oder ob die Leistung erfolgt ist, obwohl in 
dieser Form oder zu diesem Zeitpunkt keine Leistung 
hätte begehrt werden können (inkongruente Deckung).

Im Falle der kongruenten Deckung kann der Insolvenz-
verwalter anfechten, wenn der Schuldner im Zeitpunkt 
der Leistung zahlungsunfähig war und der empfangende 
Gläubiger die Zahlungsunfähigkeit kannte.

Im Falle der inkongruenten Deckung ist die Anfechtung 
leichter: Leistungen im Monat vor Eröffnungsantrag kön-
nen immer angefochten werden, Leistungen im 2. oder 
3. Monat vor Eröffnungsantrag, wenn der Schuldner zu 
dieser Zeit zahlungsunfähig war oder der empfangende 
Gläubiger wusste, dass diese Zahlung die Insolvenz
gläubiger benachteiligte, also die Insolvenzmasse 
verkürzte. Soweit es darum geht, ob der empfangende 
Gläubiger die Zahlungsunfähigkeit kannte oder wusste, 
dass diese Zahlung die Insolvenzmasse verkürzte, hilft 
das Gesetz dem Insolvenzverwalter mit Vermutungen. 
Für die Kenntnis von der Zahlungsunfähigkeit oder 
der Gläubigerbenachteiligung genügt die Kenntnis der 
Umstände, die zwingend auf Zahlungsunfähigkeit oder 
Gläubigerbenachteiligung schließen lassen.

Solche Umstände können sein: erfolglose Vollstreckungs-
versuche des Gläubigers, Rückgabe von Lastschriften 
oder geplatzte Schecks, Nichteinhaltung von gemachten 
Zahlungszusagen, Gespräche mit dem Schuldner, in 
denen dieser auf seine drohende Zahlungsunfähigkeit 
hingewiesen hat.

Gesetzgeber begrenzt Anfechtungsrisiko
Der BGH hatte nun im Urteil vom 07.05.2020 (Az. IX ZR 
18/19) die Gelegenheit, zu einer in die Insolvenzordnung 
im Jahre 2017 neu eingefügten Bestimmung Stellung 

zu nehmen, mit der der Gesetzgeber versuchen wollte, 
das Anfechtungsrisiko zu begrenzen.

Eine Bank hatte einem Gastwirt Kredit gewährt. Der 
Gastwirt hatte Ratenzahlungen nicht erbracht. Die Bank 
hatte den Kredit gekündigt und anschließend mit dem 
Gastwirt eine Ratenzahlungsvereinbarung zur Kredittil-
gung geschlossen. Auch diese erfüllte der Gastwirt nur 
mit wenigen Raten und fiel in Insolvenz.

Der Insolvenzverwalter focht die vom Gastwirt noch 
geleisteten Raten an, die 6-9 Monate vor dem Insolvenz-
Eröffnungsantrag noch geleistet worden waren. Seine 
Argumentation: Die Bank habe durch die Zahlungsaus
fälle und die Kreditkündigung gewusst, dass Zahlungsun
fähigkeit des Schuldners eingetreten war und die Zahlung 
der letzten Raten die Gläubiger benachteiligte. 

Nach § 133 InsO sind Leistungen anfechtbar, wenn 
der leistende Schuldner mit der Absicht handelt, seine 
Gläubiger zu benachteiligen und der empfangende 
Gläubiger diesen Vorsatz des Schuldners kennt. Die 
Kenntnis des empfangenden Gläubigers wird nach dem 
Gesetz vermutet, wenn er wusste, dass die Zahlungsun-
fähigkeit des Schuldners drohte oder – bei kongruenter 
Deckung – die Zahlungsunfähigkeit eingetreten war 
und dass die Handlung die Gläubiger benachteiligte. 

Allerdings: Seit 2017 bekämpft der Gesetzgeber diese 
Erst-Vermutung mit einer gegenteiligen Zweit-Vermutung: 
Wenn der Gläubiger mit dem Schuldner (nur) eine Zah-
lungsvereinbarung getroffen oder ihm in sonstiger Weise 
eine Zahlungserleichterung gewährt hat, wird vermutet, 
dass er die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners nicht 
kannte. Allein die Tatsache, dass man mit einem Schuldner 
eine solche Ratenzahlungsvereinbarung trifft, bedeutet 
also nicht, dass man deshalb seine Zahlungsunfähigkeit 
kennt oder von einer Gläubigerbenachteiligung weiß. 
Allein auf diese Ratenzahlungsvereinbarung kann der 
Insolvenzverwalter seine Anfechtungsklage also nicht 
stützen. Wenn er aber beweisen kann, dass dem Gläu-
biger noch andere Umstände bekannt waren – aus der 
Zeit vor einer Ratenzahlungsvereinbarung oder danach 
–, die für eine Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
sprachen, kann die Anfechtung Erfolg haben.

Wer zu viel über die wirtschaftliche Situation seines 
Schuldners weiß, den bestraft die Insolvenzordnung 
– durch Anfechtung erhaltener Leistungen.
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recht. Er hat in Freiburg und Hamburg Rechtswissenschaften 
studiert und ist seit 1994 zur Anwaltschaft zugelassen. Seit 1997 
ist er in der überregionalen Kanzlei Brinkmann & Partner tätig, 
seit 2000 als Partner. Aktuell leitet er u.a. die Niederlassungen 
der Kanzlei in Berlin, Braunschweig, Hannover und Magdeburg. 
Herr Sack wird seit 1999 von zahlreichen Insolvenzgerichten als 
Insolvenzverwalter bestellt. Daneben berät er Unternehmen mit 
dem Schwerpunkt Restrukturierung und Sanierung.
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Hindernisse außergerichtlicher 
Sanierungen und Ziele des präventiven 
Restrukturierungsrahmens 
Außergerichtliche Sanierungen, welche 
Sanierungsbeiträge von Gläubigern erfordern, 
sind derzeit nur mit einstimmiger Unterstüt-
zung der Gläubiger möglich. Nach stetiger 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes sind 
Gläubiger jedoch nicht verpflichtet, Sanierungen 
zu unterstützen. Es besteht dazu – auch aus 
einer langjährigen Kundenbeziehung zwischen 
der Bank und dem Kunden heraus – keine 
Treuepflicht. Dies gilt selbst dann, wenn die 
Sanierung objektiv sowohl für den Gläubiger 
als auch für den Schuldner sinnvoll ist und 
voraussichtlich zu einem besseren Ergebnis 
als eine Insolvenz führt. Daraus folgt, dass 
außergerichtliche Sanierungen die Unterstüt-
zung aller betroffenen Gläubiger erfordern und 
einzelne Gläubiger diese blockieren können. 
Insbesondere weil Banken notleidende Kredite 
verstärkt an sog. Distressed-Debt-Investoren 
verkaufen, zeigen sich in der Praxis immer wieder 
Situationen, in denen diese Distressed-Debt-
Investoren aus ihrer Blockadeposition Vorteile 
zu ziehen versuchen, indem sie Sanierungen 
entweder blockieren, um andere Gläubiger zu 
überproportionalen Beiträgen zu zwingen oder 
aber Sanierungen zum Scheitern bringen, um 
das schuldende Unternehmen dann im Rahmen 
eines Debt-Equity-Swaps aus der Insolvenz selbst 
zu übernehmen. Auch in Bankenkonsortien 
besteht regelmäßig aufgrund unterschied-
licher Geschäftspolitik und Interessenlagen 
unterschiedliche Bereitschaft, eine Sanierung 

Präventive 
Restrukturierung
Neue Wege für die Bewältigung einer Unternehmenskrise!

Aktuell gibt es für Unternehmen in einer finanziellen Krise nur die Möglichkeit, sich ent-
weder mit allen Gläubigern einstimmig über die Sanierung und die Beiträge der einzelnen 
Gläubiger zu einigen oder – gelingt dies nicht – Insolvenzantrag zu stellen, um die Sanie-
rung im Insolvenzverfahren ggf. im Rahmen der Eigenverwaltung oder im Rahmen eines 
Schutzschirmverfahrens anzustreben. Mit Inkrafttreten der EU-Richtlinie über präventive 
Restrukturierungsrahmen wurde der Gesetzgeber verpflichtet, bis zum 21.07.2021 einen sog. 
präventiven Restrukturierungsrahmen einzuführen. Dieser soll die frühzeitige, außergericht-
liche Sanierung bestandsfähiger Unternehmen mittels eines mit Mehrheitsentscheidung der 
betroffenen Gläubiger zu verabschiedenden Restrukturierungsplanes ermöglichen. Aufgrund 
der massiven wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise und der befürchteten Insolvenzwel-
le war der Druck auf den Gesetzgeber gestiegen, schnell tätig zu werden, um betroffenen 
Unternehmen zusätzliche Möglichkeiten der Sanierung zu eröffnen. Ein erster Gesetzesent-
wurf wurde nunmehr am 19.09.2020 vom zuständigen Bundesministerium vorgelegt. Der 
Gesetzentwurf folgt weitgehend dem von der EU-Richtlinie vorgegebenen Rahmen. Kernstück 
ist dabei das neue Unternehmensstabilisierungs- und restrukturierungsgesetz (StaRUG), 
welches die Richtlinie in einem eigenständigen Gesetz umsetzen soll.  



17SERVICE-SEITEN Finanzen Steuern Recht | OWL 2020/21Fachinformation

Dr. iur. Holger Theurich 
Brinkmann & Partner  
Rechtsanwälte | Steuerberater | Insolvenzverwalter 
Bielefeld 

  Rechtsanwalt, Fachanwalt für Insolvenz- 
  und Arbeitsrecht, Insolvenzverwalter

Dr. Holger Theurich ist Partner der überregionalen Kanzlei 
Brinkmann & Partner und seit fast zwanzig Jahren auf dem 
Gebiet des Insolvenzrechts tätig. Er wird von verschiedenen 
Gerichten in Ostwestfalen als Insolvenzverwalter und Sachwalter 
in Unternehmensinsolvenzen bestellt. Zudem berät er am Standort 
Bielefeld auf dem Gebiet der Restrukturierung und Sanierung. 

Restrukturierungsrahmen haben. Die genaue 
Definition des Begriffs der drohenden Insolvenz 
bleibt dem nationalen Gesetzgeber vorbehalten, 
wobei der jetzige Gesetzesentwurf an den Begriff 
der drohenden Zahlungsunfähigkeit der Insol-
venzordnung anknüpfen will.

Eigenverwaltung
Der Schuldner soll im Rahmen des Restruktu
rierungsverfahrens die vollständige oder teil-
weise Kontrolle über sein Unternehmen und 
sein Vermögen behalten. Ihm soll nur in weni-
gen Fällen zwingend ein vom Gericht zu be-
stellender sog. Restrukturierungsberater zur 
Beratung und Überwachung zur Seite gestellt 
werden. Zwingende Fälle der Bestellung eines 
Restrukturierungsberaters sollen sein:

�� die Anordnung eines gegenüber allen Gläu-
bigern wirkenden Moratoriums,

�� die Bestätigung des Restrukturierungsplanes 
durch klassenübergreifende Mehrheitsent-
scheidung und

�� der Antrag des Schuldners oder der Gläubiger. 

Schließlich soll der nationale Gesetzgeber die 
Einsetzung in konkreten Einzelfällen verbindlich 
vorschreiben können. Der Entwurf des StaRUG 
will diese Möglichkeit nutzen. Wenn absehbar 
ist, dass das Restrukturierungsziel nur mit dem 
Überstimmen von zu beteiligenden Gläubiger-
gruppen erreichbar ist, soll die Bestellung eines 
Restrukturierungsbeauftragten zwingend sein.
 

Moratorium
Der Restrukturierungsrahmen soll vorsehen, 
dass Maßnahmen der Einzelzwangsvollstre-
ckung für eine Dauer von maximal vier Monaten 
ausgesetzt werden können, sog. Moratorium. 
Das Moratorium gilt sowohl für gesicherte als 
auch für ungesicherte Gläubiger. Es soll – je 
nach Ausgestaltung durch den nationalen 
Gesetzgeber – gegenüber einzelnen oder 
aber gegenüber allen Gläubigern wirken. Der 
Gesetzgeber soll vorsehen können, aber nicht 
müssen, dass das Moratorium auf maximal 
zwölf Monate verlängert werden kann, wenn die 
Verlängerung erforderlich ist, um aussichtsreiche 
Sanierungsverhandlungen zu Ende zu führen. 
Aufgrund des mit dem Moratorium verbundenen 
erheblichen Eingriffs in die grundgesetzlich 
geschützten Eigentumsrechte der Gläubiger hat 
wohl der Entwurf des StaRUG davon abgesehen, 
diesen Rahmen voll auszuschöpfen. Unter 
bestimmten Bedingungen ist eine Höchstdauer 
von acht Monaten vorgesehen. 

Folge des Moratoriums ist zunächst, dass die 
Gläubiger, gegenüber denen das Moratorium 
wirkt, keine Einzelzwangsvollstreckungsmaß-
nahmen mehr gegen das schuldnerische 
Unternehmen durchführen können. Diese 
werden ausgesetzt. Weitere Folge ist, dass 
während der Dauer des Moratoriums Insolven-
zantragspflichten grundsätzlich suspendiert 
werden, also grundsätzlich keine Pflicht be-

zu unterstützen, sodass auch in solchen Fällen 
Sanierungen an der erforderlichen Einstimmig-
keit scheitern können. Praktisch nahezu nicht 
umsetzbar sind außergerichtliche Sanierungen 
schließlich, wenn Beiträge einer Vielzahl von 
Gläubigern (z. B. Lieferanten) erforderlich sind. 
In solchen Fällen bleibt oftmals nur der Weg 
der Sanierung in der Insolvenz.

Auch Gesellschafter, deren Beteiligung schon 
„aus dem Geld“ ist, weil die Verbindlichkeiten das 
Vermögen der Gesellschaft übersteigen, haben 
derzeit große Möglichkeiten, Sanierungen durch 
Verweigerung der erforderlichen Mitwirkung 
zu blockieren. Zwar hat die Rechtsprechung in 
Einzelfällen eine aus der gesellschaftsrechtlichen 
Treuepflicht resultierende Sanierungspflicht der 
Gesellschafter abgeleitet. Diese beschränkt 
sich jedoch stets darauf, eine Sanierung nicht 
zu blockieren und z. B. eine Verwässerung der 
Anteile hinzunehmen, begründet jedoch keine 
aktive Sanierungsunterstützungspflicht. Auch 
die Gesellschafter können daher in einer außer
gerichtlichen Sanierung derzeit trotz Wertlosigkeit 
des Eigenkapitals wie ein Akkordstörer wirken 
und sinnvolle Sanierungen blockieren.

Ziel des neuen Restrukturierungsrahmens ist 
es, außergerichtliche Sanierungshindernisse zu 
überwinden, um bestandsfähigen Unternehmen 
eine frühzeitige Möglichkeit der finanziellen und 
operativen Sanierung zu bieten und dadurch 
Insolvenzen zu vermeiden. Bezogen auf die 
aktuelle Situation in Deutschland bedeutet dies, 
dass insbesondere die vorstehend beschriebene 
Akkordstörerproblematik unter den Gläubigern 
durch Einführung von Moratorien (Kündigungs- 
und Vollstreckungsschutz) und Mehrheitsent-
scheidungen sowie die Möglichkeit des Eingriffs 
in Gesellschafterrechte geregelt werden sollte. 
Welche Voraussetzungen an solche Moratorien 
gestellt werden sollen und ob und wenn ja unter 
welchen Voraussetzungen in Gesellschafterrechte 
eingegriffen werden soll, ist derzeit jedoch noch 
stark umstritten. Der nun vorliegende Geset-
zesentwurf des neuen StaRUG sieht sowohl ein 
Moratorium als auch den regelbaren Eingriff in 
Gesellschaftsrechte vor.

Zugang zum präventiven 
Restrukturierungsrahmen 
Unternehmen sollen im Falle einer drohenden 
Insolvenz Zugang zu einem vorinsolvenzlichen Fo
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definieren, ob die Summenmehrheit in jeder 
Gruppe ausreicht oder aber ob daneben auch 
eine Kopfmehrheit verlangt wird. Außerdem 
steht es dem nationalen Gesetzgeber offen zu 
definieren, mit welchem Quorum die Annahme 
erfolgen muss, wobei maximal eine Mehrheit 
von 75 % der Stimmen gefordert werden soll. An 
dieser Stelle geht der deutsche Gesetzesentwurf 
bewusst einen eigenständigen Weg, indem er für 
die Zustimmung innerhalb Gläubigergruppen 
lediglich eine Summenmehrheit von 75 % ver-
langt und dafür auf eine Kopfmehrheit verzichtet. 
Überstimmte Gläubiger werden über das sog. 
Kriterium des Gläubigerinteresses geschützt. 
Danach dürfen sie durch den Plan nicht schlech-
ter gestellt werden, als sie bei Anwendung der 
Verteilungsreihenfolge in einer Liquidation, sei 
es als Einzelverwertung oder als Veräußerung 
als fortgeführter Betrieb, oder im nächstbesten 
Alternativszenario stünden. Rügt ein Gläubiger 
den Restrukturierungsplan wegen Verstoßes 
gegen das Kriterium des Gläubigerinteresses, ist 
er von einem Gericht zu bestätigen und dabei zu 
prüfen, ob eine solche Schlechterstellung vorliegt.

Sollte der Restrukturierungsplan nicht durch alle 
Gläubigergruppen angenommen werden, kann die 
Zustimmung einer Gläubigergruppe im Wege einer 
klassenübergreifenden Zustimmungsersetzung 
ersetzt werden (sog. Cross-Class Cram-Down). 
Nach dem nunmehr vorliegenden Gesetzentwurf 
kann die Ersetzung erfolgen, wenn die Mehrheit 
der abstimmenden Gruppen, in Fall von nur zwei 
Gruppen dann die andere Gruppe, mit der erfor-
derlichen Stimmenmehrheit zugestimmt hat. Die 
überstimmte Gläubigergruppe wird dabei auch durch 
das Kriterium des Gläubigerinteresses geschützt. 

Schließlich steht es dem nationalen Gesetzgeber 
frei zu entscheiden, ob der Restrukturierungsplan 
auch Eingriffe in Gesellschafterrechte vorsehen 
kann oder nicht. Da das Eigenkapital grund-
sätzlich vor dem Fremdkapital haftet und ohne 
Eingriffsmöglichkeiten den Gesellschaftern eine 
Blockadeposition eingeräumt würde, spricht vieles 
dafür, dass sich der deutsche Gesetzgeber für die 
Möglichkeit eines solchen Eingriffs entscheiden 

sollte. Andererseits müssen die Eigentümer auch 
vor aggressiven Loan-to-Own-Strategien sog. 
Distressed-Debt-Investoren und damit einherge-
henden zwangsweisen Enteignungen geschützt 
werden. Trotz der Bedenken gegen die Zulässigkeit 
eines Eingriffs in die Rechte der Anteilsinhaberinnen 
sieht der Gesetzesentwurf für das neue StaRUG 
entsprechende Eingriffsmöglichkeiten vor, sofern 
die Betroffenen durch den Restrukturierungsplan 
nicht schlechter gestellt werden.

Fazit
Der präventive Restrukturierungsrahmen 
wird, sobald er nach Abschluss des nun 
eingeleiteten Gesetzgebungsverfahrens 
spätestens im Jahr 2021 zur Verfügung steht, 
neue Möglichkeiten der außergerichtlichen 
Sanierung von Unternehmen in wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten ermöglichen. Insbe-
sondere wird er sich dazu eignen, sinnvolle 
und im Interesse aller Betroffenen liegende 
finanzielle Restrukturierungen mit Mehr-
heitsentscheidungen durchzusetzen und 
dabei vor Akkordstörern geschützt zu sein. 
Vielen Unternehmen wird dadurch hoffentlich 
der Weg in ein Insolvenzverfahren erspart. 

Andererseits wird es auch künftig Fälle geben, 
in denen das Insolvenzverfahren die besseren 
Werkzeuge für eine nachhaltige Sanierung 
bereitstellt (z. B. aufgrund erleichterter Kündi
gungsvorschriften, der Möglichkeiten, den 
Nichteintritt in Verträge zu erklären etc.). Es 
wird daher nach Einführung des präventi-
ven Restrukturierungsrahmens abzuwägen 
sein, ob die Sanierungsmöglichkeiten des 
Restrukturierungsrahmens oder die des 
Insolvenzverfahrens im konkreten Fall das 
bessere Sanierungsmittel darstellen.

steht, Insolvenzantrag zu stellen. Dafür soll 
aber zukünftig eine während des Verfahrens 
eintretende Insolvenzantragspflicht dem 
Gericht anzuzeigen sein.

Weitere Folge des Moratoriums ist es, dass 
Gläubiger bestehende Verträge nicht allein 
aufgrund vom Moratorium erfasster unbezahl-
ter Forderungen beendigen oder aufgrund 
solcher Forderungen Zurückbehaltungs- und 
Leistungsverweigerungsrechte geltend machen 
können. Außerdem sollen Verträge nicht allein 
aufgrund der Einleitung eines Restrukturierungs-
verfahrens gekündigt werden können. Allerdings 
bietet der Sanierungsrahmen nicht alle Mög-
lichkeiten der Sanierung in der Insolvenz. So 
sieht er insbesondere nicht die Möglichkeit des 
Schuldners vor, den Nichteintritt in Verträge zu 
erklären, Dauerschuldverhältnisse mit einer 
kurzen Frist zu kündigen oder Sozialplanan-
sprüche im Falle von Kündigungen zu begrenzen 
(§§ 103 ff. InsO). Allerdings soll dem Restruktu-
rierungsgericht auf Antrag der Schuldnerin die 
Befugnis eingeräumt werden, bestimmte Ver-
träge zu beenden. Die daraus entstehenden 
Nichterfüllungsschäden sind als Forderungen 
im Restrukturierungsplan zu berücksichtigen.

Restrukturierungsplan 
Der Restrukturierungsplan ist das Kernstück des 
Restrukturierungsverfahrens. In diesem sollen 
das Unternehmen, die Vermögensverhältnisse, 
die Gründe der Krise und die angedachte Sa-
nierungsmaßnahmen dargestellt werden, um 
den Gläubigern eine Entscheidungsgrundlage 
für die Annahme oder Ablehnung des Planes 
zu geben. Der Restrukturierungsplan soll es 
ermöglichen, durch Mehrheitsentscheidung in 
Rechte der Gläubiger einzugreifen, indem deren 
Forderungen z. B. gestundet werden oder auf 
diese verzichtet wird. Für die Abstimmung über 
den Restrukturierungsplan sollen die Gläubiger 
in unterschiedliche Gruppen mit gleichgelagerten 
Interessen eingeteilt werden. Voraussetzung 
für die Annahme ist zunächst die Annahme des 
Planes mit einer Mehrheit in jeder Gruppe. Dabei 
steht es dem nationalen Gesetzgeber offen zu 
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Kapitalbeteiligung kann ebenfalls eine Lösung sein. 
Doch egal, wie Sie sich entscheiden: Sie müssen bereit 
sein, Verantwortung abzugeben. 

Eine frühzeitige Nachfolgeplanung 
ist der Schlüssel zum Erfolg
Denn die Verdrängung dieses wichtigen Themas ist ein 
großer Fehler. Bis ein passender Kandidat gefunden ist, 
können durchaus fünf Jahre vergehen. Meine Empfeh-
lung: Gestalten Sie den Übergang aktiv und schalten Sie 
bei Bedarf einen externen Berater ein, der den Prozess 
begleitet. Hier sollte zunächst die vollständige Analyse 
der persönlichen, wirtschaftlichen und finanziellen 
Begleitumstände im Vordergrund stehen. 

Und egal, ob Sie bereits einen Nachfolger gefunden 
haben oder Unternehmensanteile verkaufen möchten 
– der Berater Ihres Vertrauens wird Sie auch bei der 
Erstellung eines fundierten Businessplans, bei der Unter
nehmensbewertung und mit einem Nachfolge-Audit, 
das alle Beteiligten einbindet, begleiten. Gemeinsam 
finden Sie so den idealen Weg, um ein neues Kapitel 
in der Unternehmensgeschichte aufzuschlagen. 

Ihr Betrieb ist ein lebendiger Organismus. Er wird 
geboren, er wächst und manchmal durchlebt er 
stürmische Zeiten. Besonders die Unternehmens-
nachfolge stellt Mittelständler vor große Herausfor-
derungen. Die Gründe sind dabei so einzigartig wie 
die Betriebe selbst. Die gute Nachricht: Sie selbst 
haben es in der Hand, ob Ihr Unternehmen auch 
weiterhin in besten Händen ist. 

Gerade Inhaber etablierter Familienbetriebe möchten 
Ihr Unternehmen gerne an die nächste Generation 
übergeben. Doch was, wenn die Kinder nicht in Ihre 
Fußstapfen treten wollen? Die Ansprüche an einen 
externen Nachfolger sind dann hoch. Denn neben Bran-
chenerfahrung und fachlicher Kompetenz sollte auch 
der Charakter zum Unternehmen passen. Schließlich 
steht oft genug das Lebenswerk des Firmengründers 
auf dem Spiel. Zeit, sich die möglichen Optionen einmal 
näher anzuschauen.

Erfolgreiche Nachfolge innerhalb der Familie
Für viele Inhaber ist das die ideale Version. Doch Vorsicht: 
Bei jedem Generationenwechsel gehen rund ein Drittel 
der Unternehmen zugrunde. Denn neben einer privaten, 
besteht nun auch eine geschäftliche Beziehung zum 
jeweiligen Nachfolger. Konflikte, die den Blick auf das 
Wesentliche versperren, sind dann keine Seltenheit. 
Außerdem sollten Sie prüfen, welcher Weg für Sie in 
Frage kommt. Eine Möglichkeit ist die teilweise oder 
zeitlich versetzte Eigentumsübertragung. Hierbei geben 
Sie nach und nach Verantwortung ab. So können Sie 
und Ihr Nachfolger nach und nach in die neue Situation 
hineinwachsen. 

Übergabe an einen Mitarbeiter oder 
externen Manager
Auch diese Version hat ihren Reiz. Denn Ihre Mitarbei-
ter kennen die Branche und den Betrieb. Eine andere 
Option ist das Management-Buy-in – also der Erwerb 
von Geschäftsanteilen durch eine externe Führungskraft. 
Die Beschäftigung eines Fremdgeschäftsführers ohne 

Unternehmensnachfolge 
Heute schon an morgen denken

Manfred J. A. Wengert
SENSACON GmbH 
Bielefeld 

  Geschäftsführer

Als ehemaliger Geschäftsführer in mittelständischen Unter-
nehmen sowie internationalen Konzernen, kennt Manfred  
J. A. Wengert die Herausforderungen, vor denen Unter-
nehmer und Manager stehen. Der geschäftsführende 
Gesellschafter der Sensacon GmbH berät Betriebe unter 
anderem bei der Nachfolgereglung und begleitet sie von der 
strategischen Ausrichtung über interne Audits bis hin zur 
erfolgreichen Übergabe an einen geeigneten Nachfolger. 
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Rainer Hißmann
VerbundVolksbank OWL eG 

  Leiter Kompetenzfeld
  Private Banking

Rainer Hißmann hat eine Ausbildung zum Bankkaufmann 
sowie anschließend ein nebenberufliches Studium an der 
Bankakademie (heute Frankfurt School of Finance & Manage-
ment) zum Bankfachwirt absolviert. Seit 1992 ist er in der 
Anlage- und Vermögensberatung tätig und verfügt daher über 
eine langjährige Börsen-/Wertpapiererfahrung. Seit 2001 hat 
er seinen Schwerpunkt im Private Banking, das heißt in der 
Beratung vermögender Kunden. Zudem leitet er seit 2018 das 
Kompetenzfeld „Private Banking“ der VerbundVolksbank OWL. 

Vermögensstruktur 
mit Nachhaltigkeitsansatz – 
ein sinnvoller Weg aus der „Nullzins“-Welt 

Die amerikanische Notenbank FED hat 
Ende August ihr Inflationsziel angepasst 
und strebt künftig eine Inflation von zwei 
Prozent – im Durchschnitt – an. Ursprünglich 
hatte die Zentralbank ein vergleichsweise 
fixes Inflationsziel von zwei Prozent im Auge 
und begann bei Erreichen dieser kritischen 
Größe mit Zinserhöhungen. Nun wird das 
Inflationsziel quasi mit einem „Gedächtnis“ 
versehen. Längere Phasen niedriger Teuerung 
erlauben perspektivisch die Inkaufnahme von 
Phasen mit entsprechend höherer Teuerung. 
Diese Vorgehensweise erweitert so den Hand-
lungsspielraum der Notenbank, indem sie die 
Leitzinsen auch im Zuge anziehender Preise 
niedrig halten kann. 

Ein vergleichbarer Weg ist auch bei der Euro-
päischen Zentralbank denkbar, die aktuell 
ebenfalls an einer geldpolitischen Neuaus-
richtung arbeitet. Dieser Strategieschwenk 
zementiert jedoch nach unserer Erwartung 
das Nullzinsniveau in der Eurozone auf un-
absehbar lange Zeit. Bei gleichzeitig positiver 
Inflationsrate kann folglich mit klassischen 
Zinsanlagen das reale Geldvermögen nicht 
mehr erhalten werden. Nachdem zunächst im 
Zuge der Finanzmarktkrise der Zinssatz für 
kurzfristige Geldanlagen (Euribor) unter die 
Inflation fiel, gilt dies seit 2016 auch für län-
gerfristige Zinsanlagen (vgl. Abbildung). 

Um einer langfristig schleichenden Vermö-
gensentwertung entgegenzutreten, ist daher 
ein Umdenken in der Vermögensanlage not-
wendig. Die Lösung liegt dabei in einer ausge-
wogenen Streuung des Vermögens auf 
verschiedene Anlageklassen. Neben Zinsan-
lagen als Liquiditätsreserve können sowohl 
Aktien und Immobilien als auch Rohstoffe und 
Edelmetalle verstärkt in die Anlageentschei-
dungen einbezogen werden. Dieser Ansatz 
zeigte sich bisher auch in der Corona-Krise als 

Nullzins für immer?
Die Corona-Pandemie und die damit verbun-
denen Eindämmungsmaßnahmen haben 
global zu einem massiven Konjunktureinbruch 
geführt. Allein für Deutschland erwarten die 
Volkswirte der DZ BANK für das Jahr 2020 ein 
negatives Wirtschaftswachstum in Höhe von 
5,9 Prozent. Ein Einschnitt dieses Ausmaßes 
wurde zuletzt in der weltweiten Finanzmarkt-
krise 2008/2009 erreicht. Gleichzeitig wird der 
Ruf nach den Notenbanken als Retter in der 
Not laut. Mit massiven Geldspritzen und um-
fangreichen Zinssenkungen sollen sie die 
Staaten und Unternehmen bei der Krisenbe-
wältigung unterstützen. 

Doch diese „geldpolitischen Medikamente“ 
haben nicht zu unterschätzende Nebenwir-
kungen. Wie bei jedem Wirtschaftsgut wird 
auch der Wert des Geldes durch dessen 
Menge beziehungsweise Knappheit bestimmt.  
Die deutliche Ausweitung der Geldmenge 
kann mittelfristig zu einer ansteigenden In-
flation führen. Eine angemessene Preisstei-
gerung ist allerdings nicht pauschal negativ 
zu bewerten, denn steigende Preise können 
auch das Ergebnis einer sich erholenden 
Volkswirtschaft sein. Aus diesem Grund haben 
Notenbanken meist als Zielgröße eine leicht 
positive Inflationsrate.

„Low for much longer“ – niedrige Zinsen für eine lange Zeit. Mit dieser Aussage hat die 
amerikanische Notenbank eine neue Ära der ultralockeren Geldpolitik eingeläutet,  
welche auch von der Europäischen Zentralbank (EZB) in ähnlicher Form umgesetzt wer-
den könnte. Was dies für die Vermögensanlage bedeutet und warum eine ausgewogene 
Vermögensstruktur mit Nachhaltigkeitsansatz die richtige Lösung für das Niedrigzins-
Dilemma darstellen kann, wird im Folgenden erläutert.
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oder Förderprogramme für Branchen und 
Unternehmen mit Impulsen ausgestattet, die 
die Wirtschaft zu mehr Nachhaltigkeit anregen 
sollen. So gilt etwa „grüner Wasserstoff“ als 
klimaschonende Zukunftstechnologie, die 
nun von der Bundesregierung im Rahmen der 
Konjunkturhilfen gesondert gefördert wird. 
Auch so können zukünftig interessante Anla-
gechancen entstehen. Daher ist nachhaltige 
Vermögensstreuung als fortlaufender Prozess 
zu verstehen, welcher sich in einem ständigen 
Transformationsprozess befindet und damit das 
notwendige Rüstzeug liefert, in der aktuellen 
Nullzins-Zeit das Vermögen mittelfristig real 
zu vermehren.

äußerst robust. Ein weiterer Erfolgsfaktor, der 
zunehmend an Bedeutung gewinnt, ist die 
Berücksichtigung nachhaltiger Kriterien bei 
der Auswahl der richtigen Anlagelösungen. 
Dass es sich hierbei um mehr als einen kurz-
fristigen Trend handelt, zeigt eine aktuelle 
Studie der Fondgesellschaft Union Investment.

Nachhaltigkeit umfasst mehr als Umwelt- 
und Klimaschutz
Das Thema Nachhaltigkeit ist bereits in vielen 
Bereichen des täglichen Lebens spürbar.  
Eine repräsentative Befragung deutscher  
Finanzentscheider im Alter von 18 bis 69 
Jahren in privaten Haushalten im Februar und 
März 2020 hat gezeigt, wie die Deutschen 
zu Nachhaltigkeit stehen, wenn es um ihre 
Geldanlagen geht. Ein Ergebnis der von Union 
Investment beauftragten Studie des Markt-
forschungsinstituts Produkt + Markt lautet: 
Inzwischen verbinden Anleger Nachhaltigkeit 
nicht mehr nur mit Umwelt- und Klimaschutz. 
Von den 18 abgefragten Positivkriterien zur 
Umsetzung nachhaltiger Geldanlagen führen 
mit menschenfreundlichen Arbeitsbedingungen 
und fairer Entlohnung zwei soziale Aspekte die 
Rangfolge der Wichtigkeit an. Ferner legten die 
Teilnehmer vor allem Wert auf den Verzicht von 

Massenvernichtungswaffen, Kinderarbeit und 
Verstößen gegen die Menschenrechte. 

Nachhaltigkeit umfasst damit die sogenannten 
ESG-Kriterien: E = Environment (Umwelt), S = Social 
(soziale-ethische Aspekte) und G = Governance 
(Staats- und Unternehmensführung). Diese 
basieren auf dem Nachhaltigkeitsverständnis 
der UNO und stellen die Rahmenbedingungen 
für die Anlageentscheidungen dar. Ebenso 
spielen der Ruf eines Unternehmens und dessen 
Geschäftsmodell eine Rolle. 

In der Krise bewährt
Wie Unternehmen sich verhalten, darauf achtet 
die Öffentlichkeit inzwischen sehr genau. Denn 
bereits die kleinste negative Berichterstattung 
kann zu einem großen Vertrauensverlust führen, 
der schwer zu reparieren ist. Professionelle 
Investoren berücksichtigen die ESG-Kriterien 
demnach auch, um Risiken ihrer Geldanlage zu 
vermeiden. Beim jüngsten Börseneinbruch hat 
sich dies durchaus bewährt. So zeigen mittler-
weile mehrere Studien und Analysen, dass die 
Beachtung von Nachhaltigkeitskriterien Anleger 
in der Corona-Krise zumindest vor einem Teil 
der Verluste bewahren konnte. Darüber hinaus 
werden zur Bewältigung der Krise Investitions- 

Negative Realzinsen beschäftigen Anleger 
bereits seit einigen Jahren. Seit 2016 liegt  
nun auch der Zinssatz für längerfristige  
Zinsanlagen unterhalb der Inflation. 
(Quelle: MeinGIS, Stand: 23.09.2020)

Rendite Deutsche Staatsanleihen Euribor (3 Monate) Inflation Deutschland

Rechtlicher Hinweis

„Alle Inhalte dieses Artikels dienen ausschließlich 
Informationszwecken. Sie dürfen daher weder ganz 
noch teilweise verändert oder zusammengefasst 
werden. Sie stellen keine individuelle Anlageempfeh-
lung dar und ersetzen weder die individuelle Anlage-
beratung durch die Bank noch die individuelle, 
qualifizierte Steuerberatung.“
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Thorsten Heidemann
BPP Becker Patzelt Pollmann und Partner mbB
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Rechtsanwälte 
Bielefeld 

  Steuerberater
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Compliance bzw. Regeltreue (auch Regelkonfor-
mität) ist in der betriebswirtschaftlichen Fach-
sprache der Begriff für die Einhaltung von Gesetzen 
und Richtlinien, aber auch von freiwilligen Kodi-
zes, in Unternehmen. Die Gesamtheit der Grund-
sätze und Maßnahmen eines Unternehmens zur 
Einhaltung bestimmter Regeln und damit zur 
Vermeidung von Regelverstößen in einem Unter-
nehmen wird als Compliance-Management-System 
bezeichnet (IDW PS 980 Tz. 6).

Compliance ist vielerorts ein Pflichtthema, das immer 
stärker als etwas sehr Negatives wahrgenommen 
wird. Hier werden Kosten produziert, die bei näherer  
Betrachtung scheinbar keinen Wert für das Unter-
nehmen bringen bzw. zu bringen scheinen. Aber ist 
das wirklich so?

Die Themen Compliance und Integrity beschäftigen 
heutzutage mehr die Vorstände und Aufsichtsräte als 
noch vor Jahren, als sich nicht ernstgenommene Fachab-
teilungen mit diesen Themen auseinandergesetzt haben. 
Die Gründe dafür liegen auf der Hand: Zum einen kann 

Compliance  
ist nicht nur 
Kontrolle

„Die Nichtbefolgung  
		  von Regeln kann  
	 teuer werden!“
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es muss ein Perspektivwechsel  
eingeleitet werden.

die Nichtbefolgung von Regeln teuer werden. Dies meint 
nicht nur Strafzahlungen, sondern auch Reputations-
schäden oder sogar den Verlust ganzer Märkte, wie 
jüngste Beispiele zeigen. Die persönliche Haftung kommt 
meistens noch hinzu.

Auch für viele Stakeholder, insbesondere die Finanzwelt, 
ist es ein echtes Thema geworden. Man schaut genau-
er hin, Risiken sollen vermindert, ja, wenn nicht sogar 
ganz ausgeschlossen werden.

Aber reichen die schwerfällig wirkenden Kontrollsyste-
me, die oftmals ihre Wirksamkeit schuldig geblieben 
sind, wirklich aus, indem sie zwar mit großer Komple-
xität Kontrollen durchführen, aber damit auch wert- bzw. 
wertevernichtend arbeiten und oftmals über die tat-
sächlichen Ziele hinausschießen.

Compliance darf nicht als Kontrolle, sondern als geleb-
te Unternehmenskultur verstanden werden. Das führt 
letztendlich dazu, dass positive Werte geschaffen 
werden. Mehr Vertrauen und weniger Bürokratie führen 
zu einem gemeinsamen Werteverständnis und damit 
zu einer gesteigerten Unternehmensleistung.

Die Integrität der Mitarbeiter und die Nachhaltigkeit 
der Geschäftsmodelle werden das erfolgreiche Unter-
nehmen der Zukunft ausmachen und eben nicht die 
Kontrolle veralteter Regelwerke.

Es wird die Aufgabe der Compliance sein, das bisheri-
ge „Graue-Maus-Image“ in genau diesem neuen Sinn 
zu verbreiten.

„Compliance darf nicht als Kontrolle, 
			      sondern als gelebte 
	 Unternehmenskultur  
		   verstanden werden!“
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Datenübermittlung in die USA
nach dem Wegfall des Privacy Shields

Frage, weil diese beispielsweise nur auf Be-
hörden oder nur auf Datenübermittlungen 
innerhalb von Unternehmensgruppen anwend-
bar sind. Eine interessante Möglichkeit des 
Datentransfers in Drittländer, für die kein An-
gemessenheitsbeschluss vorliegt, ist die 
Verwendung von sogenannten Standardda-
tenschutzklauseln, die durch die EU-Kommis-
sion als Vertragsmuster genehmigt werden. 
Darin werden, ähnlich wie beim Privacy Shield, 
bestimmte Grundsätze des europäischen 
Datenschutzrechts festgelegt (vgl. Art. 46 Abs. 2 
lit. c ggf. i.V.m. Art. 46 Abs. 5 DSGVO für noch 
weitergeltende bisher genehmigte Klauseln). 
Durch Vereinbarung dieser vertraglichen Re-
gelungen verpflichtet sich ein Unternehmen 
im Drittland, an welches Daten aus der EU/
dem EWR übermittelt werden, zur Einhaltung 
der wesentlichen Datenschutzstandards der 
DSGVO. Da das Privacy Shield umstritten war, 
sind große US-Anbieter bislang sogar „zwei-

gleisig gefahren“ und haben die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten sowohl auf die 
Anwendung des Privacy Shields als auch auf 
die Verwendung der Standarddatenschutz-
klauseln gestützt.

Was hat der EuGH entschieden?
Der EuGH hat zwei weitreichende Aussagen 
getroffen. Zunächst hat er die Anwendung des 
Privacy Shields für ungültig erklärt. 

Hauptgrund für diese Entscheidung waren die 
umfangreichen Zugriffsbefugnisse durch die 
US-Geheimdienste und -Behörden auf die 
personenbezogenen Daten. Der EuGH hält 
diese Eingriffsrechte für derart weitgehend, 
dass das US-Recht im Ergebnis kein der EU im 
Wesentlichen gleichwertiges Schutzniveau 
bietet. Der EuGH hat keine Übergangsfristen 
eingeräumt. Datenübermittlungen auf Basis 
des Privacy Shields sind damit rechtswidrig.

Wie funktionierte die Datenübermittlung 
in die USA nach dem Privacy Shield?
Gemäß Art. 45 DSGVO kann die Europäische 
Kommission mit einem Angemessenheitsbe-
schluss feststellen, dass das Datenschutzniveau 
in einem Drittland europäischen Datenschutz-
standards entspricht. Damit dürfen Daten in 
weitestgehend identischer Weise übermittelt 
werden wie innerhalb von EU/EWR. Einen 
solchen Beschluss gibt es z. B. für die Schweiz, 
die Färöer-Inseln oder Neuseeland. Ein Ange-
messenheitsbeschluss kann auch bestimmte 
Einschränkungen beinhalten. So sah das Pri-
vacy Shield (als ein solcher Beschluss) vor, 
dass Übermittlungen personenbezogener 
Daten in die USA nur zulässig waren, wenn ein 
US-Unternehmen danach jeweils zertifiziert 
war. Im Rahmen dieser Zertifizierung mussten 
sich die US-Unternehmen bestimmten Daten-
schutzstandards unterwerfen und damit da-
tenschutzrechtliche Pflichten erfüllen, wozu 
sie nach den US-Gesetzen nicht verpflichtet 
gewesen wären. Beispiele sind die typischen 
Betroffenenrechte wie das Recht auf Auskunft, 
auf Berichtigung unrichtiger Daten oder auch 
auf Löschung. Vor allem große US-amerikani-
sche Unternehmen wurden nach dem Privacy 
Shield zertifiziert.

Gibt es Alternativen zum Privacy Shield?
Die Art. 46 – 49 DSGVO enthalten Regelungen, 
unter denen ein Transfer von personenbezo-
genen Daten in Drittländer zulässig ist. Nicht 
jede dieser Möglichkeiten kommt für eine 
Datenverarbeitung durch US-Unternehmen in 

Die DSGVO unterscheidet beim grenzüberschreitenden Datenverkehr zwischen Staaten der EU und des EWR sowie allen anderen 
Staaten, den sog. Drittländern. Während der Datenaustausch zwischen Ländern von EU/EWR ohne Einschränkungen erfolgen darf, 
bedarf es bei jeder Datenübermittlung personenbezogener Daten in Drittländer besonderer Garantien, die in den Art. 44 ff. DSGVO 
festgelegt sind. Bislang konnten Übermittlungen in die USA recht einfach aufgrund einer solchen Garantie, des sog. Privacy Shields, 
erfolgen. Dieser Möglichkeit hat der EuGH nun mit seinem Urteil vom 16.07.2020 einen Riegel vorgeschoben, indem es das Privacy 
Shield für ungültig erklärt hat. Letztlich kam das Urteil nicht ganz überraschend, da es mit dem Safe Harbor-Abkommen bereits zu-
vor eine ähnliche Regelung gab, dem der EuGH ebenfalls eine Absage erteilt hatte (siehe Grafik).
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Die zweite Aussage betrifft die Anwendung der Stan-
darddatenschutzklauseln. Diesen hat der EuGH keine 
generelle Absage erteilt und festgestellt, dass diese 
grundsätzlich dafür geeignet sein können, ein ange-
messenes Datenschutzniveau für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten im Drittland herzustellen. 
Dabei müsse jedoch (ergänzend) für jedes einzelne 
Drittland geprüft werden, ob die sonstigen rechtlichen 
Rahmenbedingungen kompatibel mit den europäischen 
Datenschutzgrundsätzen sind.

Die Anwendung der Standarddatenschutzklauseln für 
Datentransfers in die USA müsste nach dieser Prüfung 
aufgrund fehlender Kompatibilität der rechtlichen Rah-
menbedingungen (insb. wegen der Zugriffsmöglichkeiten 
durch die US-Behörden) ausscheiden. 

Allerdings verwirft der EuGH die Anwendung der 
Standarddatenschutzklauseln in Fällen, in denen die 
sonstigen Rechtsrahmenbedingungen inkompatibel 
sind, nicht ganz, denn das Schutzniveau kann durch 
das Ergreifen zusätzlicher Maßnahmen erhöht werden.

Wie sollten die Unternehmen nun reagieren?
Zunächst sollten alle Verarbeitungen daraufhin über-
prüft werden, ob personenbezogene Daten in die USA 
übermittelt werden. Hierbei sollten auch gegebenenfalls 
vom Auftragnehmer beauftragte Unterauftragnehmer 
mit Sitz in den USA nicht vergessen werden. Es ist 
daher zu empfehlen, alle Dienstleister hinsichtlich 
einer Übermittlung der Daten in die USA zu befragen. 
Bei geeigneten Alternativen in der EU oder in sicheren 
Drittländern sollte ein Wechsel in Erwägung gezogen 
werden. Ist dies nicht möglich, dann gilt es, die ver-
bleibenden Risiken möglichst zu minimieren, wobei es 
u. E. zumindest mittelfristig keine gänzlich risikofreie 
Lösung geben wird.

In einigen Fällen könnte es möglich sein, die Über-
mittlung auf eine Einwilligung zu stützen. Dies wäre 
insbesondere für solche Verarbeitungen ein möglicher 
Weg, bei denen ohnehin bereits eine Einwilligung 
eingeholt wird, denn Art. 49 Abs. 1 lit. a DSGVO 
definiert die ausdrückliche Einwilligung explizit als 
mögliche Ausnahme für die Übermittlung in Drittlän-
der. Typische Beispiele wären hier der Versand von 
Newslettern oder auch das Tracking der Besucher 
einer Webseite. Im Rahmen der Einwilligung wäre 
wegen ihrer Ausdrücklichkeit eine ergänzende In-
formation notwendig, mit der auf die bestehenden 
Risiken der Datenübermittlung in die USA deutlich 
hingewiesen wird.

Problematisch ist hier, dass die Einwilligung freiwillig 
erteilt werden muss und der Verantwortliche sich nie 
sicher sein kann, dass diese auch erteilt wird. Für alle 
Verarbeitungen, bei denen das Unternehmen eine 
Verarbeitung verbindlich für alle Beschäftigten einfüh-
ren möchte, zum Beispiel beim Betrieb eines CRM-
Systems oder einer Office-Anwendung (z. B. E-Mail), 
scheidet diese Variante mangels Freiwilligkeit also aus. 
Zudem kann eine Einwilligung auch jederzeit widerru-
fen werden.

Dipl.-Wirt.-Ing. Oliver Baldner 
bITs GmbH 
Paderborn 

  Geschäftsführer, zertifizierter
  Datenschutzbeauftragter,
  zertifizierter Datenschutzauditor

Oliver Baldner hat in Paderborn Wirtschaftsingenieur-
wesen studiert. Als Geschäftsführer der bITs GmbH 
hat er sich seit 2009 intensiv mit den Themen Daten-
schutz und IT-Sachverständigenwesen befasst. 
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Mögliche Risiken
Interessant sind auch weitere Aussagen der Aufsichts-
behörde. Einerseits wird zwar angekündigt, die Umset-
zung einer datenschutzkonformen Übermittlung 
personenbezogener Daten in Drittländer zu untersagen. 
Eine solche Untersagung soll aber nur dann stattfinden, 
wenn es nicht gelingt, die Aufsichtsbehörde davon zu 
überzeugen, dass der jeweilige Dienstleister kurz- und 
mittelfristig nicht ersetzbar ist. Die Aufsichtsbehörde 
stellt hier also durchaus eine pragmatische Vorgehens-
weise in Aussicht, die die Problematik berücksichtigt, 
dass es zu bestimmten Dienstleistungen schlicht keine 
brauchbaren Alternativen gibt. Ebenso interessant ist 
die Aussage, dass gegebenenfalls Untersagungen der 
Fortführung der Datenübermittlung in Betracht gezogen 
werden. Es wird hier ausdrücklich nicht die Ahndung 
mit Bußgeldern angedroht, was dafür spricht, dass die 
Behörde ein Vorgehen mit Augenmaß plant.

Was sagen die Aufsichtsbehörden?
In einer Pressemitteilung der Konferenz der unabhän-
gigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und 
der Länder (DSK) vom 28.07.2020 interpretiert man die 
Aussagen des EuGH erwartungsgemäß streng. Hier heißt 
es: „Nach dem Urteil des EuGH reichen bei Datenüber-
mittlungen in die USA Standarddatenschutzklauseln 
ohne zusätzliche Maßnahmen grundsätzlich nicht aus.“ 
Aber was sind solche zusätzlichen Maßnahmen? Egal, 
was man mit dem Anbieter in den USA vereinbart – die 
US-Behörden werden weiterhin Zugriff auf die Daten 
verlangen und diesen wohl auch erhalten.

Hierzu macht die baden-württembergische Aufsichts-
behörde (LfDI BW) in einer Orientierungshilfe kon-
krete Vorschläge zum möglichen Vorgehen und gibt 
konkrete Handlungsempfehlungen, wie solche zu-
sätzlichen Garantien gerade im Hinblick auf die oben 
genannten und dem LfDI BW bekannten Risiken 
aussehen könnten (vgl. die Orientierungshilfe vom 
07.09.2020 zur internationalen Datenübermittlung).

Ergänzung der Standarddatenschutzklauseln um 
erweiterte Garantien
Im Wesentlichen geht es in den Empfehlungen des 
LfDI BW darum, die Standarddatenschutzklauseln um 
Regelungen zu ergänzen, die mehr Transparenz für die 
betroffenen Personen schaffen und den staatlichen 
Zugriff in den USA zumindest so weit wie möglich 
einschränken.

Die wesentlichen Ergänzungsvereinbarungen 
sind:

�� Information der betroffenen Personen bei jeglicher 
Datenübermittlung in das jeweilige Drittland.

�� Pflicht des Datenimporteurs (also des US-Anbieters), 
den Auftraggeber über jede durch Behörden ange-
ordnete Übermittlung zu informieren. 

�� Ist diese Informationserteilung dem Datenimporteur 
gesetzlich untersagt, so ist zumindest in allgemeiner 
Form zu Datenübermittlungen an die US-Behörden 
zu informieren (insb. Anzahl der Anträge, Art der 
angefragten Daten, ersuchende Stelle).

�� Informationen nur nach Ausschöpfung aller mögli-
chen Rechtsmittel zu erteilen.

�� Verpflichtung des Datenimporteurs zum Schadenser-
satz gegenüber der betroffenen Person für Schäden, 
die durch den Zugriff von staatlichen Stellen des 
Drittlandes entstanden sind.

Viktor Pidde, LL.B.
bITs GmbH 
Paderborn 

  zertifizierter Datenschutz-
  beauftragter, Berater

Viktor Pidde absolvierte sein Studium an der FH Bielefeld 
als Wirtschaftsjurist. Bereits im Studium beschäftigte er 
sich intensiv mit datenschutzrechtlichen Fragen, insb. im 
Rahmen seiner Bachelorarbeit. Er ist zertifizierter Daten-
schutzbeauftragter (GDDcert. EU; TÜV Nord). 

FAZIT

Das EuGH-Urteil zum Privacy Shield hat in vielen Unternehmen für 
eine enorme Unsicherheit gesorgt. Klar ist: Ganz ohne Risiko wird 
die Übermittlung personenbezogener Daten in die USA künftig nur 
in wenigen Fällen möglich sein. Das Risiko würde bestehen, solange 
ein Nachfolgeabkommen nicht vereinbart wurde, auf welches die 
Datenübermittlung gestützt werden könnte. Unternehmen sollten 
sich daher der Problematik stellen und versuchen, bestmöglich auf 
die Herausforderungen zu reagieren, um für die betroffenen Personen 
zusätzliche Garantien zu erlangen. In diesem Fall können sie auf 
eine pragmatische und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
folgende Prüfpraxis der Aufsichtsbehörden hoffen.

Fachinformation
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Personal binden 
durch moderne Mehrwerte

Damit ein Unternehmen auch mit Blick auf die wirt-
schaftlichen Herausforderungen der Corona-Pande-
mie wettbewerbsfähig bleibt, sind gut ausgebildete 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ausreichender 
Anzahl ein entscheidender Faktor. Gerade jetzt sind 
Personalbindung und Personalentwicklung eine der 
wichtigsten strategischen Aufgaben.

Fachkräftemangel ist mittlerweile in allen wirt-
schaftlichen Branchen spürbar. Gut ausgebildete 
Mitarbeiter sind immer schwerer zu bekommen. Bis 
2025 fehlen laut der McKinsey-Studie „Wettbewerbs-
faktor Fachkräfte“ bis zu 6,5 Millionen Arbeitskräfte, 
darunter rund 2,4 Millionen Akademiker. Auch der 
demografische Wandel verstärkt diesen Effekt. Das 
Durchschnittsalter der Beschäftigten in den Betrieben 
nimmt weiter zu und liegt heute bei 44 Jahren. „Wie 
binden wir unsere Mitarbeiter an unser Unternehmen?“ 
oder „Wie nutzen wir die aktuellen Möglichkeiten 
von Personalinstrumenten und Mehrwerten?“ sind 
entsprechende Kernfragen, auf die Antworten ge-
funden werden sollten.

Weiterbildung und betriebliche Altersvorsorge für 
Mitarbeiter wichtig
Bevor man über konkrete Instrumente der Personal-
bindung im eigenen Unternehmen diskutiert, sollte 
man sich zunächst die Frage stellen, welche Mehrwerte 
aus Mitarbeiterperspektive am wichtigsten sind. Laut 
einer Umfrage von Bitcom Research legt die Mehrheit 
der Berufstätigen Wert auf gute Weiterbildungsmög-
lichkeiten, eine betriebliche Altersvorsorge und eine 

überdurchschnittliche Bezahlung. Danach folgen 
Themen wie flexible Arbeitszeit, Homeoffice und 
Vorteile bei elektronischen Geräten. Nur für 19 % der 
Befragten ist ein Dienstwagen eine Option.

Die Ergebnisse der Umfrage sind durchaus plausibel. 
Durch ein attraktives Weiterbildungsangebot erhö-
hen die Mitarbeiter ihre Chance auf den beruflichen 
Aufstieg. Arbeitgeber, die solche Angebote bieten, 
fördern damit die Motivation im Unternehmen. Auch 
der Wunsch nach betrieblicher Altersversorgung ist 
mehr als nachvollziehbar. Denn die Höhe der ge-
setzlichen Renten entspricht in keiner Weise einem 
angemessenen Einkommen. Das gilt sowohl für den 
Fall der Erwerbsminderungsrente als auch für den 
regulären Ruhestand. Die monatlichen Fehlbeträge 
für die einzelnen Fälle sind in der nebenstehenden 
Grafik anschaulich dargestellt. 

Folglich sind alle Arbeitnehmer gefordert, zusätzliche 
Liquidität zu bilden, um sowohl die Einnahmen bei 
Erwerbsminderung als auch im Ruhestand sicher-
zustellen. Das ist häufig aus eigener Kraft, zum 
Beispiel wegen hoher Lebenshaltungskosten, nicht 
ausreichend möglich. Deshalb sind eine vollständig 
arbeitgeberfinanzierte betriebliche Altersvorsorge 
oder Arbeitgeberzuschüsse, die deutlich über die 
gesetzliche Regelung hinausgehen, sehr attraktive 
Mehrwerte für die Vielzahl der Mitarbeiter. Denn diese 
Leistungen schaffen eine bessere Zukunftsperspektive.



Quelle: https://ap-verlag.de/mitarbeitergewinnung-und-mitarbeiterbindung-was-unternehmen-bieten/57727/
(Abruf 23.09.20)

Was sich Mitarbeiter von ihrem Arbeitgeber wünschen
Welche der folgenden Angebote bzw. Leistungen erwarten Sie von einem Arbeitgeber?

Weiterbildung

Betriebl. Altersvorsorge

Überdurchschn. Gehälter

Jobticket

Vertrauensarbeitszeit

Smartphone, Tablet, Computer
 der neuesten Generation

Homeoffice

Kinderbetreuung

Kostenlose Getränke

Dienstwagen

0% 20% 80%40% 60%

73%

73%

61%

59%

54%

49%

49%

48%

34%

19%

Beispiel: ledig, Bruttoverdienst 3.500 Euro, Renteneintritt mit 67 Jahren 
(Quelle: Finanzplaner OWL VersicherungsKontor GmbH)
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* �Um den Vergleich mit dem heutigen Nettoeinkommen zu ermöglichen, wurden die gesetzliche und die private 
Altersversorgung mit einer erwarteten Teuerungsrate von 1,45 % auf die heutige Kaufkraft heruntergerechnet. 
Gleichzeitig wurde für die gesetzliche Altersrente eine Rentensteigerung von 1,47 % p. a. berücksichtigt.



Steuer- und sozialversicherungsbegünstigte Gehaltsteile 
(beispielhaft, nicht vollständig)

Name/
Bezeichnung

Beschreibung/Erläuterungen On Top 
zum 

Gehalt

LS-
frei

SV-
frei

Garagenmiete/
Dienstwagen

Stellt der Arbeitnehmer den Dienstwagen in einer 
von ihm angemieteten Garage unter, handelt es 
sich bei der vom Arbeitgeber erstatteten Garagen-
miete um steuerfreien Auslagenersatz (>BFH vom 
07.6.2002 – BStBl. II S. 829). Bei einer Garage im  
Eigentum wird eine Pauschale von 40 Euro mtl. ange-
setzt – mit einem Mietvertrag zwischen AG und AN.

Ja Ja Ja

Kinderbetreuung Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
erbrachte Leistungen des Arbeitgebers zur Unter- 
bringung und Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kindergärten oder 
vergleichbaren Einrichtungen.

Ja Ja Ja

Handykosten/
privat

Vorteile des Arbeitnehmers aus der privaten 
Nutzung von betrieblichen Datenverarbeitungs-
geräten und Telekommunikationsgeräten sowie 
deren Zubehör aus zur privaten Nutzung über- 
lassenen System- und Anwendungsprogrammen, 
die der Arbeitgeber auch in seinem Betrieb 
einsetzt, und aus den im Zusammenhang mit 
diesen Zuwendungen erbrachten Dienstleistungen.

Ja Ja Ja

Gesundheits-
fürsorge

Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
erbrachte Leistungen des Arbeitgebers zur Ver- 
besserung des allgemeinen Gesundheitszustandes 
und der betrieblichen Gesundheitsförderung,  
die hinsichtlich Qualität, Zweckbindung und 
Zielgerichtetheit den Anforderungen der §§ 20  
und 20a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
genügen, soweit sie 500 Euro im Kalenderjahr 
nicht übersteigen; Ansatz mtl. 41 Euro.

Ja Ja Ja

Internetpau-
schale

Nach § 40 Abs. 2 EStG abweichend von Absatz 1 
kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem 
Pauschsteuersatz von 25 Prozent erheben, soweit 
er den Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn unentgeltlich oder 
verbilligt Datenverarbeitungsgeräte übereignet; 
das gilt auch für Zubehör und Internetzugang.  
Das Gleiche gilt für Zuschüsse des Arbeitgebers, 
die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn zu den Aufwendungen des Arbeit- 
nehmers für die Internetnutzung gezahlt werden.

Ja Nein, 
25 % 
PSt.

Ja
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Erfreulicherweise hat der Gesetzgeber einige inter-
essante steuer- und sozialversicherungsfreie Anreize 
geschaffen, bei denen sich das verfügbare Netto des 
Arbeitnehmers spürbar erhöht und gleichzeitig der 
Arbeitgeber Lohnnebenkosten sparen kann. Zurück 
zum konkreten Beispiel: Statt der Lohnerhöhung 
übernimmt der Arbeitgeber die Handykosten des 
Arbeitnehmers und gibt zusätzlich einen Zuschuss 
zur Gesundheitsvorsorge – beispielsweise zu einem 
Fitnesskurs. Der Gegenwert dieser Leistungen beträgt 
ebenfalls 100 Euro. Durch die Vorteile bei Steuer und 
Sozialversicherung spart der Arbeitgeber bei dieser 
Variante 22 Euro Kosten und der Mitarbeiter erhält 

eine monatliche Leistung im Wert von 100 
Euro – statt lediglich von 49 Euro netto. 

Das sind attraktive Bausteine, die für Unter-
nehmen eine Überlegung und ein Gespräch 
mit einem spezialisierten Berater wert sein 
sollten. Außerdem kann das Konzept für 
unterschiedliche Zwecke eingesetzt werden 
(siehe Beispiele in der Tabelle). Möglich ist 
beispielsweise auch die Übernahme von 
Kosten für die Kinderbetreuung oder den 
privaten Internetanschluss. Zu beachten ist 
allerdings, dass bei diesen Vergütungsteilen 
sowie der generellen Umsetzung die Unter-
stützung durch Unternehmens- und Steuer-
berater und die präzise Abstimmung mit dem 
Betriebsstätten-Finanzamt erforderlich sind.

Betriebliches Gesundheitsmanagement 
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein  
vorteilhafter Mehrwert
Auch wenn die Arbeitnehmer in der genann-
ten Umfrage die Gesundheitsvorsorge nicht 
explizit genannt haben, sollte das betrieb-
liche Gesundheitsmanagement (BGM) bei 
der Einführung eines Mehrwertprogramms 
in jedem Fall berücksichtigt werden. Denn 
durch den bereits bestehenden Fachkräf-
temangel steigt die Arbeitsbelastung der 
einzelnen Mitarbeiter. Gleichzeitig führt die 
Sorge vor Arbeitsplatzverlust tendenziell 
zur Anwesenheit trotz Krankheit – dem 
sogenannten „Präsentismus“. Der Produk-
tivitätsverlust durch dieses Phänomen ist 
rund zweimal so groß wie die Kosten durch 
krankheitsbedingte Ausfälle („Absentismus“). 
Sekundär sinkt die Produktivität nochmals 
durch Fehlzeiten, insbesondere durch die 

Steuer- und sozialversicherungsfreie 
Vergütungsanteile
Dem Wunsch der Mitarbeiter nach einem überdurch-
schnittlichen Gehalt kann oder will sicherlich nicht 
jedes Unternehmen nachkommen. Eine einfache 
Beispielrechnung zeigt die Problematik anschaulich 
auf. Wie wirkt sich eine Gehaltserhöhung um 100 
Euro aus, wenn der Mitarbeiter 3 500 Euro brutto 
verdient? Der Arbeitgeber zahlt für die Lohnerhöhung 
in diesem Fall zuzüglich Lohnnebenkosten 122 Euro 
pro Monat mehr. Der Arbeitnehmer mit Steuerklasse I 
bekommt lediglich 49 Euro netto mehr pro Monat 
überwiesen. Das ist nicht nur teuer, sondern führt 
im Ergebnis auf beiden Seiten nicht unbedingt zu 
einer gesteigerten Motivation.



Eine essenzielle Voraussetzung für den Erfolg eines Mehrwert­
konzeptes ist in jedem Fall auch eine Unternehmenskultur,  
die der Belegschaft Respekt, Achtung und  
Wertschätzung vermittelt.
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Eine essenzielle Voraussetzung für den Erfolg eines 
Mehrwertkonzeptes ist in jedem Fall auch eine 
Unternehmenskultur, die der Belegschaft Respekt, 
Achtung und Wertschätzung vermittelt. Hinzu kom-
men eine kontinuierliche und konsistente Führung, 
eine optimale Organisation des Unternehmens durch 
klare Zuständigkeiten, effektive Prozesse sowie eine 
funktionierende IT. 

Moderne Mehrwertprogramme werden durch ein 
systematisch verzahntes Angebot unterschiedlicher 
Angebote erzielt, die von den Mitarbeitern individuell 
genutzt werden können. Dies führt im Idealfall zu 
einer höheren Motivation und langen Betriebszu-
gehörigkeiten. Dann profitieren sowohl Arbeitgeber 
und Mitarbeiter langfristig voneinander. 

deutliche Zunahme psychischer Erkrankungen, die 
tendenziell zu längeren Abwesenheiten führt. Es liegt 
folglich sowohl im Interesse des Arbeitnehmers als 
auch des Arbeitgebers, ein aktives Gesundheitsma-
nagement in dem Betrieb zu integrieren.

Kostenlose Fitnesskurse und Vorsorgechecks bieten 
den Mitarbeitern in diesem Zusammenhang echte 
Mehrwerte. Ergänzt werden diese Elemente idealer-
weise um eine kostengünstige arbeitgeberfinanzierte 
betriebliche Krankenversicherung, die durch zusätzli-
che Leistungen besonders attraktiv gestaltet werden 
kann. Dazu gehören beispielsweise die anteilige 
Kostenübernahme für Sehhilfen und Zahnersatz sowie 
regelmäßige Vorsorgeuntersuchungen. Empfehlens-
wert ist auch eine Krankentagegeldversicherung, 
denn das gesetzliche Krankentagegeld wird nach 
Ende der Lohnfortzahlung nur für maximal weitere 
78 Wochen gezahlt. Dadurch können spürbare Ein-
kommensverluste entstehen.

Wertschätzende Unternehmenskultur für den  
Erfolg entscheidend 
Unternehmen sind aufgrund des akuten Fachkräfte-
mangels gut beraten, für ihre Mitarbeiter deutliche 
Mehrwerte zu schaffen. Um ein optimales Mehr-
wertsystem einzurichten, ist dieses je Unternehmen 
individuell zu konzipieren. Es kommt dabei zum 
Beispiel auf die Branche, die Mitarbeitergruppen, 
die Größe des Unternehmens sowie die finanziellen 
Spielräume an. 

Wolf-Dieter Jordan
OWL VersicherungsKontor GmbH

  Geschäftsführer

Wolf-Dieter Jordan ist Versicherungsmakler und studierter 
Betriebswirt für Betriebliche Altersversorgung. Er studierte an 
der Hochschule Koblenz. Seit 2008 ist er verantwortlich für 
die OWL VersicherungsKontor GmbH. Neben seiner Tätigkeit 
als Geschäftsführer liegen seine fachlichen Schwerpunkte in 
der Konzeption, Einrichtung und Prüfung von betrieblicher 
Altersversorgung für Unternehmen und Belegschaften.



32

Eine klare Grundentscheidung betrifft die Frage, ob man 
den Arbeitnehmern eine Beteiligung am Kapital des Un-
ternehmens einräumen möchte oder ob man diese nur 
über eine virtuelle Beteiligung incentivieren möchte. Von 
einer echten Mitarbeiterbeteiligung wird gesprochen, wenn 
diese durch eine Kapitalbeteiligung des Arbeitnehmers 
unterlegt ist. Die rechtlichen und wirtschaftlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten sind groß, bis hin zur Beteiligung als 
Mitgesellschafter. Virtuelle Beteiligungen sind bei börsen-
notierten Gesellschaften z. B. als sogenannte Phantom 
Stocks bekannt, sind aber auch im Mittelstand praktikabel.

Die Erfahrung zeigt, dass sich Mitarbeiterbeteiligungen 
sowohl in einem mittelständischen Betrieb mit 50 Mitar-
beitern als auch in einem großen Unternehmen mit 4 000 
Mitarbeitern individuell und erfolgreich umsetzen lassen.

Steuerliche Förderung für eine 
Belegschaftsbeteiligung
Typisch für eine Beteiligung, die sich an die gesamte 
Belegschaft richtet, sind relativ kleine Beträge, die vom 
Arbeitnehmer aufzubringen sind. Die Mitarbeiterbe-
teiligung wird häufig in Form von stillem Kapital oder 

Genussrechten ausgestaltet. Eine ertragsabhängige 
Verzinsung fördert unmittelbar ein eigenes wirtschaftli-
ches Interesse der Mitarbeiter am Unternehmenserfolg; 
ein jährlicher Steuerfreibetrag von 360 Euro ist ein 
zusätzlicher Vorteil. Dies wird umso attraktiver, als 
dieser Freibetrag ab dem kommenden Jahr auf 720 
Euro verdoppelt werden soll.

Die Beteiligung von Führungskräften
Bei Führungskräften liegt der Fokus auf der Motivation und 
Bindung ausgewählter wichtiger Mitarbeiter. Unternehmer 
beschreiben regelmäßig, dass es ihnen nicht möglich ist, 
motivierte Mitarbeiter aus der Großindustrie abzuwerben, 
wenn diesen nicht neben einem attraktiven Gehalt auch 
eine Beteiligung angeboten wird.

Dabei fordert eine Managementbeteiligung regelmäßig ein 
höheres finanzielles Engagement vom Mitarbeiter: „Was 
nichts kostet, ist auch nichts wert!“, zeigt die Erfahrung 
aus zahlreichen Projekten. Auch wenn dies etwas pointiert 
ist, beweist eine eigene Einzahlung der Mitarbeiter doch 
sein deutlich höheres Committment. Die Beteiligung 
wesentlicher Führungskräfte bindet diese intensiver in 
Entscheidungsprozesse ein. „Kommt dann nach einer Dis-
kussion eine Mehrheitsentscheidung zustande, so stehen 
die Mitarbeiter dahinter und forcieren die Umsetzung“, so 
die Erfahrung eines Unternehmers.

Kapitalverstärkung des Unternehmens
Jede echte Mitarbeiterbeteiligung bietet gleichzeitig auch 
die Möglichkeit, das Kapital des Unternehmens zu stärken. 
Dabei ist eine Kapitalerhöhung dem Verkauf von Anteilen 
vorzuziehen. Die Kapitalerhöhung schafft Vertrauen und 
stärkt die Eigenkapitalbasis des Unternehmens. Kombiniert 
man den Kapitalanteil des Mitarbeiters mit einer externen 
Darlehensfinanzierung erreicht man dabei eine deutliche 
Hebelwirkung, die über den Leverageeffekt auch die Rendite 
der Beteiligung verstärken kann.

Kay Klöpping
KPMG AG 
Wirtschaftprüfungsgesellschaft 
Bielefeld 

  Rechtsanwalt, Steuerberater

Kay Klöpping ist Rechtsanwalt und Steuerberater. Er ist als 
Partner bei der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
in Bielefeld tätig. Seine Tätigkeitsschwerpunkte liegen im 
Bereich der steuerlichen Beratung mittelständischer Un-
ternehmen einschließlich deren Gesellschafter sowie der 
Beratung vermögender Privatpersonen und Family Offices.

Mitarbeiterbeteiligung 
im Familienunternehmen

Der Erfolg jedes Unternehmens hängt im großen Maße von der Qualität und Motivation seiner Mitarbeiter ab. 
Gleichzeitig stellen das Recruiting qualifizierter Fachkräfte und deren langfristige Bindung an das Unterneh-
men eine zunehmende Herausforderung dar. Mitarbeiterbeteiligungsmodelle sind ein vielversprechendes 
Instrument, das sowohl für Unternehmen als auch für die Mitarbeiter Vorteile mit sich bringt. 
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Bündelung in einer 
Mitarbeiterbeteiligungsgesellschaft
Eine separate Mitarbeiterbeteiligungsgesellschaft bietet 
sich bei allen kapitalorientierten Beteiligungsformen 
an. Neben einer Bündelung der Anteile bietet diese 
den Vorteil, dass bei einer stimmberechtigten Betei-
ligung alle Mitarbeiter mit einer einheitlichen Stimme 
in der Gesellschafterversammlung des Unternehmens 
vertreten werden. Es gewährleistet aber auch, dass 
externe Gläubiger keinen direkten Zugriff auf die 
Unternehmensanteile haben. Auch ist damit sicher-
gestellt, dass die Inhaber-Familie in der Führung des 
Unternehmens bleibt. Der Vertreter der Mitarbeiter ist 
ein wichtiger Diskussionspartner; er kann im Ergebnis 
aber nicht die Familie überstimmen.

Vorteile bei der Unternehmensnachfolge
Die Mitarbeiterbeteiligung kann ein Baustein der 
Nachfolgeregelung sein. Die höhere Identifikation 
der beteiligten Mitarbeiter mit den unternehmerischen 
Interessen verbessert die Chance für einen Rückzug 
des Unternehmers. Sollen Familienangehörige des 
Unternehmers in die Geschäftsleitung eintreten, so 
haben sie mit den beteiligten Management-Gesell-
schaftern eine Unterstützung, die im eigenen Inter-
esse an dem Wohlergehen des Unternehmens 
interessiert sind. Findet sich kein geeigneter Nach-
folger innerhalb der Familie, so kann es sogar eher 
gelingen, qualifizierte Mitarbeiter für eine Fremdge-
schäftsführung zu gewinnen oder die Mitarbeiter 
sogar von einer Übernahme des Unternehmens im 
Rahmen eines Management-Buy-Outs zu überzeugen. 

Genussrechte und virtuelle Beteiligungen
Unternehmer, die sich gegen eine echte Kapitalbeteiligung 
entscheiden, aber dennoch ihren Mitarbeitern eine 
motivierende Beteiligung anbieten wollen, arbeiten 
beispielsweise mit stimmrechtslosen Genussrechten 
oder aber auch mit virtuellen Anteilen. Auch solche 
Lösungen sind im Mittelstand umsetzbar.

Welcher Wert ist der richtige?
Die Wertfindung hat hohe Bedeutung sowohl für den 
Einstiegspreis als auch für den Wert, den der Mitarbeiter 
bei Ausscheiden aus dem Unternehmen erhält. Daher 
ist die Bestimmung einer geeigneten und praktikablen 
Bewertungstechnik ein Essentialia jeder Beteiligung.

Ausgangspunkt der Bewertung wird regelmäßig ein Ertragswert 
sein. Dieser bestimmt sich aus den zukünftig zu erwarten-
den normalisierten Ertrags- oder Liquiditätsüberschüssen 
des Unternehmens, die mit einem branchenspezifischen 
Faktor kapitalisiert werden. 

Mitunter praktikabler ist das von der Finanzverwaltung 
regelmäßig angewendete sog. vereinfachte Ertragswert-
verfahren. In diesem Verfahren wird der Durchschnitt 
des normalisierten steuerlichen Gewinns der letzten drei 
abgeschlossenen Jahre um eine pauschale Ertragsteuer-
belastung von 30 % gemindert und mit einem Faktor von 
13,75 kapitalisiert. Eine Bezugnahme auf das steuerliche 
Verfahren kann den Vorteil haben, dass eine verbilligte 
Überlassung der Anteile an den Arbeitnehmer regelmäßig 
nicht anzunehmen sein wird.

Die Beendigung der 
Mitarbeiterbeteiligung
Verlässt der Mitarbeiter das Unternehmen, 
wird er ein Interesse daran haben, seine 
Anteile zurückzugeben. Gleichzeitig möchte 
aber auch das Unternehmen sich regelmäßig 
von diesen Mitarbeitern trennen können. 
Beides muss verbindlich geregelt sein. 
Weitere Aspekte sind Mitverkaufsrechte und 
Mitverkaufsverpflichtungen beispielsweise 
für einen Fall des Unternehmensverkaufs 
(„drag along, take along“).

Steuerliche Aspekte
Neben der Möglichkeit der steuerbegünstigten 
Gewährung von Mitarbeiterbeteiligungen, ist 
die steuerliche Behandlung der laufenden 
Gewinnanteile und eines Veräußerungsge-
winns bei Rückgabe der Anteile relevant. 
Erhält der Mitarbeiter echte Anteile und 
wird als wirtschaftlicher Eigentümer im 
Sinne des Steuerrechts eingeschätzt, sind 
regelmäßig Kapitaleinkünfte gegeben, die 
der Abgeltungsteuer von 25 % unterliegen. 
Virtuelle Beteiligungen sind dagegen dem 
Arbeitsverhältnis zuzuordnen und führen 
zu lohnsteuer- und sozialversicherungs-
pflichtigen Einkünften.

Fachinformation

Mitarbeiterbeteiligung 
im Familienunternehmen
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Der allgemeine Lockdown ist vorüber. Das Virus ist 
geblieben. Unter erschwerten Bedingungen des In-
fektionsschutzes fasst die Wirtschaft wieder Tritt. 
Immer klarer wird: Losgelöst von akuten Krisen
situationen, die eine möglicherweise herannahende 
zweite Infektionswelle mit sich bringen mag, wird 
der Umgang mit Infektionsrisiken am Arbeitsplatz 
zur Normalität werden müssen. Wie also umgehen 
mit Mitarbeitern, die Risikopatienten sind, glauben, 
solche zu sein oder aus Sorge um ihre zu Risiko-
gruppen gehörenden Lieben der Arbeit fernbleiben 
wollen oder müssen?

Das Problem ist nicht neu. Sei es der 5-Kilo-Schein, sei 
es die Schichtdienstuntauglichkeit – Fälle, in denen 
Arbeitnehmer zwar grundsätzlich arbeiten könnten, 
gesundheitliche Risiken aber bestimmte Arbeiten aus-
schließen, sind mannigfaltig. Neu ist das Risiko, dass dies 
bei dem ein oder anderen nun dazu führt, zu reklamieren, 
er sei zur Arbeit nicht verpflichtet. Das Infektionsrisiko 
macht Arbeit nicht insgesamt unmöglich, lädt aber dazu 
ein, nicht nur einzelne Tätigkeiten, sondern – da die 
Arbeit nun einmal zum Zusammentreffen mit Menschen 
führt oder zumindest den Aufenthalt in Räumen mit 
sich bringt, in denen sich schon andere aufgehalten 
haben – die Arbeit insgesamt für ausgeschlossen zu 
erachten. Unternehmen stehen vor der Herausforderung, 
Arbeit unter vertretbaren Bedingungen für Angehörige 
von Risikogruppen zu organisieren, andererseits aber 
auch mit Mitarbeitern umzugehen, die kategorisch mit 
Blick auf (vermeintliche) Risiken die Rückkehr an den 
Arbeitsplatz verweigern.

Der arbeitsrechtliche Rahmen ist schnell erklärt: Hauptpflicht 
des Arbeitnehmers ist die Pflicht zur Arbeitsleistung, der 
er grundsätzlich nachzukommen hat. Etwas anderes gilt 
nur in Fällen der Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit 
sowie in Fällen, in denen der Arbeitnehmer berechtigt 
Leistungsverweigerungsrechte ausübt. Objektiv unmöglich 
wird die Arbeit bei bloßen Infektionsrisiken kaum sein. 
Allerdings besteht die Leistungspflicht auch dann nicht, 
wenn die Arbeit zwar nicht objektiv unmöglich, aber 
unzumutbar ist. Hier aber hängen die sprichwörtlichen 
Trauben für den Arbeitnehmer hoch: Der Arbeitnehmer 
muss durch die Leistungserbringung Gefahr laufen, in 
bedeutsamen Rechtsgütern verletzt zu werden. Das 
abstrakte Risiko, sich am Arbeitsplatz mit einer Krankheit 
zu infizieren, dürfte dafür nicht ausreichen. Dass das 
Erscheinen am Arbeitsplatz konkrete Gefahren für Leib 
und Leben heraufbeschwören würde, wird meist nicht 
darstellbar sein. Kein verantwortungsvoll handelnder 
Unternehmer organisiert seinen Betrieb so, dass derart 
konkrete Gefahren auf der Hand liegen. Davon abge-
sehen ist die Kehrseite der Unmöglichkeit, die zum 
Freiwerden von der Leistungspflicht führt, dass auch 
der Arbeitgeber von seiner Pflicht zur Gegenleistung, 
also zur Entgeltzahlung frei wird, es sei denn, er hat die 
Unmöglichkeit der Arbeitsleistung zu vertreten. In Fällen 
der Unmöglichkeit/Unzumutbarkeit wird der Arbeitgeber 
zwar auf eine möglicherweise benötigte Kraft verzichten 
müssen. Der Arbeitnehmer hätte aber nur die Hälfte ge-
wonnen. Er müsste sich zwar keinen Gesundheitsrisiken 
aussetzen, verliert aber seinen Vergütungsanspruch. 
Der Wegfall des Vergütungsanspruchs als mögliche 
Folge lässt den Weg über die Unmöglichkeit nicht nur 
als rechtlich schwer begehbar, sondern vielfach auch 
als nicht interessengerecht erscheinen.

Entscheidend wird damit sein, ob Arbeitnehmer sich auf 
ein Leistungsverweigerungsrecht berufen können. Folge 
wäre, dass der Arbeitgeber in Annahmeverzug gerät und 
der Arbeitnehmer seinen Vergütungsanspruch behält. 
Dies kann zum einen der Fall sein, wenn der Arbeitgeber 

Gefahrenquelle Arbeitsplatz 
Arbeitspflicht in Zeiten von Infektionsrisiken
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Lea Hausfeld
T/S/C Fachanwälte für Arbeitsrecht  
Schipp & Partner Rechtsanwälte mbB 
Gütersloh 

  Fachanwältin für Arbeitsrecht

Lea Hausfeld hat in Bielefeld Rechtswissenschaften mit  
dem Schwerpunkt Arbeitsrecht studiert und ist als Rechts
anwältin bei der Kanzlei TSC Fachanwälte für Arbeitsrecht  
in Gütersloh tätig.

sein Direktionsrecht ermessensfehlerhaft ausübt, z. B. 
indem er Risikopatienten, die er mit geringeren Risiken 
beschäftigen könnte, Arbeitsplätze mit besonders hohen 
Infektionsrisiken zuweist. Das Bundesarbeitsgericht 
meint nämlich, dass Arbeitnehmer auch bloß ermes-
sensfehlerhafte Weisungen nicht befolgen müssen und 
nicht erst dann zur Leistungsverweigerung berechtigt 
sind, wenn die zugewiesenen Aufgaben nicht mehr 
vom Arbeitsvertrag gedeckt sind. Zum anderen aber 
kann auch ein Verstoß gegen arbeitsschutzrechtliche 
(Neben-)Pflichten aus § 618 BGB in Verbindung mit 
den öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutznormen ein 
Zurückbehaltungsrecht auslösen. 

Die vom Bundesministerium für Arbeit vorgestellten 
Arbeitsschutzstandards, von denen der zuständige 
Minister den Eindruck vermittelt, es handele sich um 
verbindliche Vorgaben, wecken dabei falsche Vor-
stellungen. Es handelt sich nach nahezu einhelliger 
Meinung nicht um eine verbindliche Rechtsnorm. Zwar 
liegt der Arbeitsschutzstandard nicht im „Niemandsland 
zwischen verbindlichem Recht und einem rechtlichen 
Nullum“, ist also mehr als eine bloße Empfehlung. Er 
ist die Richtschnur zur Auslegung des Arbeitsschutz
gesetzes sowie Bestandteil der Gefährdungsbeurteilung 
und gibt konkrete Anhaltspunkte, wie Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten gewahrt werden können. 

Arbeitgeber sind gerade jetzt aufgerufen, ihrer Pflicht, 
Gefährdungsbeurteilungen durchzuführen, nachzukom-
men. Sie bieten die Grundlage für jede Argumentation 
gegen möglicherweise geltend gemachte Leistungs-
verweigerungsrechte. So gut Arbeitgeber aber beraten 
sind, den Arbeitsschutzstandard zu beachten, so wenig 
führt die aufgrund betrieblicher Gegebenheiten nicht 
mögliche Umsetzung unmittelbar zum Leistungsver-
weigerungsrecht. Das Bundesarbeitsgericht erkennt 
nämlich seit Langem, dass selbst bei einem Verstoß 
gegen Arbeitsschutzmaßnahmen, ein Zurückbehal-
tungsrecht ausscheidet, wenn es sich nur um gering-
fügige oder kurzfristige Verstöße handelt, die keinen 
nachhaltigen Schaden bewirken können. Deswegen 
verwundern auch die ersten nun vorliegenden gericht-
lichen Entscheidungen zum Coronavirus nicht. Wie das 
Arbeitsgericht Mainz und der VGH Kassel erkennen, 
scheiden Zurückbehaltungsrechte, die an das durch 
das Zusammentreffen mit anderen  Personen – z. B. als 
Lehrer im Schuldienst – bestehende Infektionsrisiko 
anknüpfen, regelmäßig aus. 

Wer gleichwohl meint, aufgrund angeblicher Zurück-
behaltungsrechte nicht arbeiten zu müssen, wird ins 

Risiko gehen müssen. Liegen deren Voraussetzungen 
nicht vor, stellt die Nichtleistung der Arbeit eine Pflicht-
verletzung dar, die abgemahnt oder – bei beharrlicher 
Weigerung – sogar zur außerordentlichen Kündigung 
führen kann. 

Der sich aufdrängende Versuch, das Bestehen eines 
Zurückbehaltungsrechts vorab gerichtlich feststellen zu 
lassen, ist zum Scheitern verurteilt. Es ist, wie das LAG 
Köln und das ArbG Mainz zutreffend erkennen, nicht 
Aufgabe der Gerichte, im Rahmen von Feststellungsklagen 
Arbeitnehmer vor den Folgen möglichen Fehlverhaltens 
zu bewahren. Einseitige Gestaltungsrechte kann man 
nicht feststellen lassen. Man muss sie ausüben – dies 
dann aber auf eigenes Risiko. 

All dies leitet auch und gerade in der derzeitigen 
Situation beide Arbeitsvertragspartner zur Vernunft 
an. Für diejenigen, denen sei es aus Angst oder Trotz 
diese Vernunft fehlt, gibt die Rechtsprechung verant-
wortungsvollen, den Gesundheitsschutz nicht vernach-
lässigenden Arbeitgebern eine ausreichende Handhabe. 
Die Voraussetzungen, unter denen Arbeitnehmer aus 
gesundheitlichen Gründen der Arbeit fernbleiben dür-
fen, hängen nach der Rechtsprechung hoch. Ob man 
vorschnell Kündigungen aussprechen sollte, steht auf 
einem anderen Blatt. 
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Urlaub – Risiko in Pandemiezeiten
Wenn die Zeit der Entspannung zum arbeitsrechtlichen Problem wird

Nach dem Urlaub ist vor dem Urlaub. Kaum sind 
die Sommerferien Geschichte, steht die nächste 
Urlaubsperiode ins Haus. Politik, Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer haben die Herausforderungen, die 
Reisen in Pandemiezeiten mit sich bringen, bislang 
erstaunlich geräuschlos ohne merkliche rechtliche 
Auseinandersetzungen meistern können. Der ver-
ständliche Wunsch nach Normalität und einem Ta-
petenwechsel auf der einen Seite, jedoch ebenso 
verständliche Erfordernisse des Infektionsschut-
zes und das Interesse nach einem geordneten Be-
triebsablauf auf der anderen Seite fordern weiterhin 
vorausschauende und verantwortungsbewusstes 
Handeln von Arbeitgebern, Arbeitnehmern und 
deren Vertretungen.

Nach wie vor sehen die Corona-Einreiseverordnungen 
der Länder vor, dass Reisende aus Risikogebieten sich in 
eine 14-tägige Quarantäne begeben müssen, die, wenn 
seltene Ausnahmefälle nicht greifen, nur vermieden 
werden kann, wenn ein ärztliches Zeugnis auf Basis 
eines Coronatests vorgelegt wird, der in den letzten 48 
Stunden vor der Einreise auch im Urlaubsland durch-
geführt werden darf. Die Erkenntnis, dass Tests immer 
nur Momentaufnahmen bieten und Infektionen kurz vor 
der Abreise womöglich nicht erfasst werden, ist schon 
jetzt Anlass für einzelne Bundesländer, einen Wieder-
holungstest 5 Tage nach der Einreise zur Voraussetzung 
der Quarantäneverkürzung zu machen. Bundesregierung 
und Ministerpräsidenten haben sich Pressemeldungen 
zufolge darauf verständigt, dass dies künftig bundesweit 
gelten soll. Hinzu kommt: Die Karte der Risikogebiete 
wird zunehmend unübersichtlicher. Länder, ja einzelne 
Regionen, die zum Zeitpunkt des Urlaubsantritts als 

unbedenklich galten, können während der Urlaubszeit 
als Risikogebiete eingestuft werden. Arbeitgeber können 
kaum kalkulieren, ob ihre Belegschaft zum Zeitpunkt der 
geplanten Urlaubsrückkehr wie geplant zur Verfügung 
steht. Man mag dies betriebsorganisatorisch beim 
Urlaub Einzelner verschmerzen können. In Zeiten, in 
denen Urlaube von großen Teilen der Belegschaft pa
rallel angetreten werden, wie gerade in den Schulferien, 
droht die Gefahr, dass Arbeitsplanung zur Makulatur 
wird, Produktionsausfälle drohen und eilige Projekte  
auf ihre Erledigung warten müssen. 

Die Kalkulation des betrieblichen Risikos setzt die 
Kenntnis der Urlaubsziele voraus. Der Arbeitgeber darf 
danach fragen. Daten- und Persönlichkeitsschutz ge-
bieten aber, nicht nach konkreten Reisezielen, sondern 
abstrakt nach dem Aufenthalt in einem Risikogebiet zu 
fragen. Sinnvoll ist das nur, wenn solche Fragen vor 
Rückkehr in den Betrieb beantwortet werden, z. B. an 
„Corona-Checkpoints“, die nach Urlaubsrückkehr auf-
zusuchen sind – ähnlich wie bei Torkontrollen Fragen 
der Ordnung des Betriebes betroffen sind, also eine 
Abstimmung mit dem Betriebsrat notwendig sein dürfte. 
Auch Betriebsräte werden folglich ihrer Verantwortung 
gerecht werden müssen.

Lässt sich eine Quarantäne nicht vermeiden, sollte zu-
mindest der Arbeitsausfall in Grenzen gehalten werden. 
In Produktionsbetrieben ist dies kaum möglich. Anders ist 
das, wenn Urlaubsrückkehrer während der Absonderung 
grundsätzlich im Homeoffice arbeiten könnten. Die An-
ordnung, am Ort der Absonderung – meist in häuslicher 
Umgebung – zu arbeiten, kann nach Auffassung einiger 
Gerichte aber nicht einseitig erfolgen und setzt das 
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  Fachanwalt für Arbeitsrecht

Karl Geißler ist Partner der bundesweit bekannten 
Arbeitsrechtsboutique T/S/C Fachanwälte für Arbeits-
recht in Gütersloh und berät Arbeitgeber und Füh-
rungskräfte in allen Bereichen des Arbeitsrechts. Er ist 
Referent zahlreicher Fortbildungsveranstaltungen und 
wird in verschiedenen Rankings als Experte genannt.

Einvernehmen mit dem Arbeitnehmer voraus. Ob dies 
auch in Pandemie-Zeiten, in denen arbeitgeberseitiges 
Ermessen anderen Regeln folgt, gilt, ist ungeklärt. Den 
Aufwand einer Klärung werden bei der kurzen, meist nur 
5 Tage dauernden Absonderungs- bzw. Ausfallzeit nur 
wenige auf sich nehmen. Dies gilt umso mehr, als der 
Arbeitgeber für den Arbeitsschutz im Homeoffice des 
Arbeitnehmers verantwortlich bleibt. Schon die notwen-
dige Gefährdungsbeurteilung wird länger als die Zeit 
einer möglichen Quarantäne in Anspruch nehmen. Rein 
tatsächlich bleibt damit eher nur Raum für einvernehm-
liche Lösungen. Spannend bleibt dann die Frage nach 
Mitbestimmungsrechten des Betriebsrats. Der Wechsel 
des Arbeitsortes in die häusliche Umgebung könnte sich 
trotz ihrer Kurzfristigkeit betriebsverfassungsrechtlich 
als Versetzung darstellen. Konflikte löst hier wohl die 
Praxis: Die kurze Dauer einer heimischen (Ausweich-)
Tätigkeit während der Quarantäne führt meist dazu, dass 
betriebsverfassungsrechtliche Streitigkeiten wegen vor 
einer Entscheidung eingetretenen Erledigung nicht zur 
Entscheidung gelangen. 

Die individuelle Urlaubsplanung muss eine mögliche 
nach der Rückkehr eintretende Quarantäne mit einkal-
kulieren. Geschieht dies nicht, wird der Anspruch auf 
Vergütung riskiert. Schlimmer noch: Das Nichterschei-
nen am Arbeitsplatz kann schuldhaft die Hauptpflicht 
zur Arbeitsleistung verletzen. Die Folgen reichen vom 
Verlust des Entgeltanspruches bis hin zu Kündigungen 
und Ansprüchen auf Ersatz von durch Arbeitsausfälle 
entstandenen Schäden. Man wird dabei unterscheiden 
müssen, ob einzelne sich wissentlich in ein Risikogebiet 
begeben oder das Urlaubsziel erst während des Aufent-
halts zum Risikogebiet erklärt wird. Zurecht setzt sich 
die Meinung durch, dass derjenige, der entgegen einer 
Reisewarnung in den Urlaub fährt, sich ein „Verschulden 
gegen sich selbst“ vorwerfen lassen muss, das im Falle 
einer Erkrankung Entgeltfortzahlungsansprüche und im 
Falle einer Quarantäne Lohnansprüche ausschließt. 
Der selbst auf den Seiten der DGB-Rechtschutz GmbH 
erfolgende Hinweis auf die Rechtsprechung des Bundes
arbeitsgerichts, dass es im Zweifel nicht unbillig wäre, 
Entgeltfortzahlung zu verweigern, legt nahe, dass hier 
auch juristisch Einigkeit hergestellt werden kann. Was im 
Fall der Erkrankung gilt, gilt auch im Fall der Quarantäne. 
Wer das Verbot seiner Tätigkeit und eine Absonderung 
hätte vermeiden können, wird nicht erwarten können, 
dass er für diese Zeit bezahlt wird. Anders ist dies 
dann, wenn das Reiseziel erst während der Dauer des 
Urlaubs zum Risikogebiet erklärt wird. Der vielfache 
Hinweis darauf, dass in solchen Fällen das Zahlungen 
ausschließende „Verschulden gegen sich selbst“ nicht 
vorliegt, knüpft allerdings nur an die Anreise an, die 

man einem in gutem Glauben Urlaubenden wohl kaum 
wird vorwerfen können. Allerdings wird man darüber 
nachdenken müssen, was es für das Verschulden 
bedeutet, wenn in Kenntnis einer sich entwickelnden 
Risikolage ein Urlaub nicht abgebrochen wird. Hier legen 
die allerorts schwankenden Zahlen der Neuinfektionen 
allerdings nahe, das Vertrauen auf einen sicheren Auf-
enthalt solange zu schützen, wie nicht ausdrückliche 
Warnungen ausgesprochen werden.

Der Umgang mit Urlaub in Pandemiezeiten setzt 
Verantwortung voraus. Sich selbst und betroffenen 
Arbeitnehmern die möglichen Folgen im Vorhinein zu 
vergegenwärtigen hilft, dass alle Beteiligten sich ihrer 
Verantwortung bewusst werden, die notwendigen 
Vorkehrungen bei der Arbeitsplanung einerseits und 
der Reiseplanung andererseits treffen und arbeitsrecht-
liche Auseinandersetzungen die Ausnahme bleiben. 
Auch die „zweite Urlaubswelle“ wird arbeitsrechtlich 
bewältigt werden können. Trotz immer deutlicher 
wahrnehmbarer, teils irrationaler Proteste gegen Infek-
tionsschutzmaßnahmen wird die Zahl derer, die sich 
selbst und andere schützen, hoffentlich überwiegen. 
Auch für die Ausnahmefälle hält das Arbeitsrecht das 
notwendige Werkzeug bereit. Es bleibt zu hoffen, dass 
es nur selten zur Reparatur eingetretener Störungen 
eingesetzt werden muss.
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Kerstin Robohm-Scholl
BDO AG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Bielefeld 

 S teuerberaterin, Partnerin,  
  Steuern und Wirtschaftsrechtliche Beratung

Kerstin Robohm-Scholl verfügt über mehr als 20 Jahre praktische Berufserfahrung in der 
steuerlichen Beratung nationaler und internationaler Unternehmen in allen steuerrechtli-
chen Sachverhalten. Schwerpunkt ihrer Tätigkeit ist die Beratung mittelständischer Unter-
nehmen sowohl hinsichtlich der laufenden Beratung als  auch zu Fragen der Gestaltung bei 
Spezialsachverhalten und Umstrukturierungen. Ein weiterer Schwerpunkt ihrer langjährigen 
Tätigkeit ist neben der steuerlichen Beratung die Betreuung gemeinnütziger Einrichtungen 
aller Trägerarten und Zielsetzungen.

Elektrofahrzeuge, Hybridelektrofahrzeuge oder junge gebrauchte Elektrofahrzeuge sein. Die Förde-
rung ist bis zum 31.12.2025 befristet.

Die Höhe des Zuschusses variiert nach dem Zeitraum der Erstzulassung und dem Listenpreis. Die 
Förderrichtlinie zur „Innovationsprämie“ wurde jüngst noch einmal geändert und der Bundesanteil 
– zeitlich begrenzt – verdoppelt. Die erhöhte Prämie kann – auch rückwirkend ab dem 01.07.2020 
– für folgende gekaufte oder geleaste Fahrzeuge beantragt werden:
�� neue Fahrzeuge, die nach dem 03.06.2020 und bis einschließlich zum 31.12.2021 erstmalig zu-

gelassen werden, sowie
�� junge gebrauchte Fahrzeuge, deren Erstzulassung nach dem 04.11.2019 und die Zweitzulassung 

zwischen dem 03.06.2020 und dem 31.12.2021 erfolgt.

E-Mobilität erscheint derzeit als Grundbau-
stein für umweltverträgliche Mobilität, die 
vielfältig einsetzbar ist. Das Spektrum reicht 
von E-Bikes, Elektro-Motorrädern über E-Autos 
sowie E-Busse bis hin zu E-Trucks. Der Ge-
setzgeber fördert deshalb auch mit Zuschüs-
sen und steuerlichen Vergünstigungen einen 
Umstieg auf die E-Mobilität. 

Zuschüsse
Kaufprämie/Umweltbonus/ 
Innovationsprämie
Zum Erreichen der Klimaziele 2030 trat am 
19.02.2020 die dritte Änderung der Richtlinie zur 
Förderung des Absatzes von elektrisch betriebe-
nen Fahrzeugen in Kraft. Der sog. Umweltbonus 
ist ein gemeinsamer Beitrag von Bundesregierung 
und Herstellern, mit dem der Absatz elektrisch 
betriebener Fahrzeuge gestärkt werden soll. 
Förderfähig können gekaufte oder geleaste 

Förderung der E-Mobilität
Zuschüsse und steuerliche Aspekte

Listenneupreis unter 40 000 Euroo Bundesanteil Herstelleranteil Kaufprämie

Batterieelektro- oder Brennstoff
zellenfahrzeuge

6 000 Euro 3 000 Euro 9 000 Euro

Von außen aufladbares Hybrid
elektrofahrzeug

4 500 Euro 2 250 Euro 6 750 Euro

Listenneupreis bis 65 000 Euro Bundesanteil Herstelleranteil Kaufprämie

Batterieelektro- oder Brennstoff
zellenfahrzeuge

5 000 Euro 2 500 Euro 9 500 Euro

Von außen aufladbares Hybrid
elektrofahrzeug

3 750 Euro 1 875 Euro 5 625 Euro
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Steuerliche Förderungen
Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förde-
rung der Elektromobilität und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften sind im Dezem-
ber 2019 zahlreiche Änderungen in Kraft getreten. 
Die Anwendungen beziehen sich immer auf 
Elektrofahrzeuge, emissionsfreie Elektrofahrzeu-
ge, Hybridelektrofahrzeuge und Elektrofahrräder 
(E-Bikes). 

Einkommensteuer
Betriebliche Elektronutzfahrzeuge bzw. 
-lastenfahrräder: Sonderabschreibung 
nach § 7c EStG
Die Sonderabschreibung kann erstmalig für nach 
dem 31.12.2019 angeschaffte neue Elektro
nutzfahrzeuge oder elektrisch betriebene Las-
tenfahrräder genutzt werden, nicht jedoch für 
Hybridelektronutzfahrzeuge. Die Regelung ist auf 
Anschaffungen bis einschließlich 2030 befristet.

Die Förderung besteht darin, dass im Jahr der 
Anschaffung neben der normalen Abschreibung 
50 % der tatsächlichen Anschaffungskosten als 
Sonderabschreibung geltend gemacht werden 
können. Eine betragsmäßige Begrenzung sieht 
das Gesetz nicht vor. Jedoch sind (nachträgliche) 
Minderungen der Bemessungsgrundlage (z. B. 
Umweltbonus) zu berücksichtigen. Die Sonder-
abschreibung kann nur im Jahr der Anschaffung 
geltend gemacht werden. Es ist nicht möglich, 
diese über mehrere Jahre zu verteilen, diese 
nachzuholen oder vom Satz von 50 % abzuweichen. 

Privatnutzung von Elektrofahrzeugen
Für die Versteuerung des geldwerten Vorteils aus 
der Privatnutzung von betrieblichen Elektrofahr-
zeugen wurden in den vergangenen Jahren bereits 
einige Vergünstigungen eingeführt. Diese wurden 
zwischenzeitlich verlängert oder teilweise sogar 
verbessert. Die Förderung kommt Freiberuflern 
und Gewerbetreibenden, aber auch Arbeitnehmern 
mit Dienstwagen zu Gute. Je nach Zeitpunkt der 
Erstzulassung sind im Rahmen der 1 %-Methode 
oder der Fahrtenbuchmethode unterschiedliche 
Ermittlungsvarianten für die Bemessungsgrund-
lage anzuwenden: Für alle von 2013 bis 2018 
angeschafften Elektrofahrzeuge findet eine 
Förderung durch den sog. Nachteilsausgleich 
statt. Diese Regelung ist nicht verlängert worden 
und soll planmäßig Ende 2022 auslaufen. Bei 
dem Nachteilsausgleich wird der Bruttolistenpreis 
pauschal um die Beträge für das Batteriesystem 

gekürzt. Bei einer Anschaffung im Jahr 2020 um 
150 Euro pro kWh Batteriekapazität, höchstens 
um 6 500 Euro. Bei einem Kauf in 2021 sind es 
nur noch 100 pro Euro kWh Batteriekapazität, 
max. 6 000 Euro. 

Seit 2019 erfolgt bis zum Jahr 2030 die Förderung 
durch eine Halbierung des Bruttolistenpreises. 
Ebenfalls können die Aufwendungen, z. B. Miete, 
Leasingkosten etc. bei der Fahrtenbuchberechnung 
zu 50 % berücksichtigt werden. 

Privatnutzung von Hybridelektrofahrzeugen
Bei extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen 
ist bei der Bemessungsgrundlage für den steu-
erpflichtigen geldwerten Vorteil ebenfalls eine 
Halbierung vorzunehmen. Ab einer Anschaffung 
im Jahr 2022 verschärfen sich die Voraussetzun-
gen für die Inanspruchnahme der Begünstigung: 
Die Fahrzeuge müssen dann
�� eine Mindestreichweite mit reinem Elektroan-

trieb von 60 km haben, 
�� bei Anschaffung in 2025 bis 2030 eine Min-

destreichweite von 80 km oder
�� eine Höchstemission von 50 g CO2/km auf

weisen. 

Privatnutzung für bestimmte emissions-
freie Elektrofahrzeuge
Als Bemessungsgrundlage des geldwerten Vorteils 
aus der Privatnutzung bestimmter emissionsfrei-
er Elektrofahrzeuge ist rückwirkend ab 2019 der 
Bruttolistenpreis nur zu 25 % anzusetzen. Folgen-
de Voraussetzungen sind zu beachten:
�� Anschaffung nach dem 31.12.2018 und vor 

dem 01.01.2031,
�� keine Kohlendioxidemission und
�� der Bruttolistenpreis darf bei Anschaffung bis 

Dezember 2019 nicht mehr als 40 000 Euro, 
bei Anschaffung ab Januar 2020 nicht mehr 
als 60 000 Euro betragen.

Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 46 EStG
Der vom Arbeitgeber gewährte Vorteil des elektrischen 
Aufladens eines Elektro- oder Hybridelektrofahrzeugs 
an einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des 
Arbeitgebers ist von der Einkommensteuer befreit. 
Dies gilt auch bei dem Arbeitnehmer zur privaten 
Nutzung zeitweise überlassenen betrieblichen 
Ladevorrichtungen.

Wird der geldwerte Vorteil nach der 1 %-Methode 
ermittelt, ist die Überlassung des Stroms darin 

bereits abgegolten und die Steuerbefreiung wirkt 
sich nicht mehr aus. Wird der geldwerte Vorteil 
jedoch anhand eines Fahrtenbuchs ermittelt, 
bleiben die Kosten für den Ladestrom außer 
Ansatz (steuerfrei). 

Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 37 EStG
Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten für ein 
elektrisches Fahrrad zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn, ist der Vorteil steuer- 
und sozialversicherungsfrei. Ebenso entfällt die 
Anrechnung auf die Entfernungspauschale. Wird 
jedoch das Fahrrad durch eine anteilige Gehalts-
umwandlung des Arbeitnehmers mitfinanziert, 
entfällt eine Steuerbefreiung. Zusätzlich ist eine 
private Nutzung mit einen Durchschnittswert zu 
berücksichtigen. Bei der Gestellung eines gängigen 
Fahrradmodells ist die Pauschalbesteuerung nach 
§ 40 Abs. 2 S. 1 Nr. 7 EStG i.H.v. 25 % möglich.

Gewerbesteuer
Die Förderung der Elektromobilität enthält auch 
eine Vergünstigung bei den Gewerbesteuer-
Hinzurechnungen i.S.d. § 8 Nr. 1d) GewStG. 
Werden reine Elektrofahrzeuge gemietet oder 
geleast, brauchen die Aufwendungen mit nur 
10 % (bisher bzw. bei anderen Wirtschaftsgütern 
20 %) bei der Ermittlung des Gewerbeertrags 
hinzugerechnet werden. Die Vergünstigung ist 
allerdings nur für Entgelte anwendbar, die auf ab 
2020 abgeschlossenen Verträgen beruhen. 

Kraftfahrzeugsteuer
Durch das Gesetz zur steuerlichen Förderung von 
Elektromobilität im Straßenverkehr vom 07.11.2016 
wurde das Kraftfahrzeugsteuergesetz dahingehend 
geändert, dass für Elektrofahrzeuge bei erstmaliger 
Zulassung zwischen dem 18.05.2011 und dem 
31.12.2020 für zehn Jahre eine Steuerbefreiung 
in Anspruch genommen werden kann (§ 3d Abs. 1 
S. 2 KraftStG). Hybridelektrofahrzeuge sind von 
der Begünstigung ausgenommen.
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Digitalisierung
Wie fange ich richtig an?

Der Wandel von analogen zu digitalen Technolo-
gien ist heutzutage überall präsent und schreitet 
stets voran. Wie genau kann Digitalisierung ver-
standen werden? 
Christian Risse: Digitalisierung wird von vielen 
Unternehmen unterschiedlich interpretiert. Sie geht 
von der elektronischen Datenverarbeitung, der auto-
matisierten Abwicklung von Prozessen über eine 
Software bis hin zur kompletten digitalen Transforma-
tion aller unternehmerischen Aktivitäten.

Wie und wo sollte ein Unternehmen also anfangen, 
wenn es digitaler werden möchte?
Risse: Da Digitalisierung ein so weitläufiger Begriff ist, 
macht es Sinn, die Komplexität des Themas zu mini-
mieren und sich auf das Wesentliche zu konzentrieren. 
Das heißt konkret, sich vorerst einen Überblick über 
die bisherigen Aktivitäten einer Firma zu verschaffen. 
Im ersten Schritt werden die „Fähigkeiten des Unter-
nehmens“ betrachtet: Welche Nutzer, also beispiels-
weise Mitarbeiter oder Kundengruppen, gibt es? Werden 
diese bereits auf digitalem Weg bedient? Außerdem 
sollte hinterfragt werden, wie die Prozesse und Abläu-
fe bislang gestaltet sind, was gut oder schlecht orga-
nisiert und was ausbaufähig ist. Dafür ist es wichtig, 
die vorliegende IT-Infrastruktur (Hardware, Software 
und Netzwerk), also die technische Ausstattung im 
Unternehmen, zu erfassen. Auch die finanziellen Mittel 
müssen berücksichtigt werden. Ergänzend zu dieser 
Ist-Analyse kann der nächste Schritt erfolgen: Wo sieht 
sich das Unternehmen in der weiteren Zukunft?

Diese sorgfältige Analyse von der Ist- bis hin zur Soll-
Situation hilft, Schwerpunkte zu setzen und die nötigen 
Veränderungen einzuleiten.

Und wie sieht die weitere Vorgehensweise aus?
Risse: Sind die Schwerpunkte nach der Ist-/Soll-
Analyse gebildet, liegt der Fokus nun auf den Anwen-
dergruppen. Diese können zum Beispiel ein 
Steuerberater,  der Kundenberater einer Bank oder ein 
Produktionsleiter bei einem Industrieunternehmen sein. 
Die jeweilige Gruppe wird im Hinblick auf ihre Anforde-
rungen an die Prozesse und Systeme, die digitalisiert 
werden sollen, genauer betrachtet. Aus den Erkennt-
nissen werden ein Anforderungskatalog sowie Anwen-
dungsfälle gebildet. Es wird also genauer betrachtet, 
wo im Alltag der Anwender „digitales“ Optimierungs-
potenzial in Bezug auf Systeme und Prozesse besteht. 
Im Hinblick auf den Steuerberater sieht ein Anwen-
dungsfall beispielsweise so aus: Der Steuerberater hat 
einen Mandantentermin und möchte sich unterwegs 
über einen digitalen Kanal vorbereiten. Dafür ist es 
wichtig, dass er beispielsweise Informationen zum 
bisherigen Kundenkontakt und zu vorhandenen be-
triebswirtschaftlichen Daten des Mandanten unkom-
pliziert abrufen kann. Für einen Produktionsleiter ist es 
z. B. wichtig, dass er ad hoc die Produktionsauslastung 
und den Fertigstellungsgrad von Aufträgen erkennen 
kann, um unmittelbar handeln zu können. Die erstellten 
Anwendungsfälle werden auf den gesamten Prozess 
bezogen und mit den passenden Soft- und Hardware-
Lösungen können relevante Daten und somit wichtige 
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Quelle: oose Innovative Informatik e.G. und Pluspunkt-Digital GmbH

Christian Risse
Pluspunkt-Digital GmbH 
Warstein-Suttrop 

  Digital Manager & Practitioner

Christian Risse verfügt über langjährige Erfahrung im  
Bereich der betriebswirtschaftlichen Organisation sowie der 
Prozessoptimierung, Organisationsentwicklung und Projekt-
leitung im IT-Bereich. Der ausgebildete Digital Manager und 
Practitioner studierte Pädagogik mit Schwerpunkt Change
management und systemischer Organisationsberatung 
und ist überzeugt, dass neben der technischen auch die 
menschliche Komponente einen entscheidenden Teil zu 
funktionierenden Abläufen und digitalen Lösungen beiträgt.

Informationen allen betreffenden Anwendergruppen 
zur Verfügung gestellt werden.

Was ist zu beachten, um eine erfolgreiche Umset-
zung zu garantieren?
Risse: Es ist eine Herausforderung unter den zahlrei-
chen Angeboten das Passende zu finden. Dabei hilft, 
die eigene Situation realistisch einzuschätzen und sich 
an einem konkreten Umsetzungsplan mit Priorisierun-
gen zu orientieren. Meiner Erfahrung nach kann kein 
Mehrwert generiert werden, ohne sich wirklich mit den 
einzelnen Usergruppen auseinanderzusetzen. Es ist 
nicht zielführend, einfach eine Software einzuführen, 
ohne die Anforderungen der Nutzergruppen genau zu 
kennen. Es geht darum, gezielt eine maßgeschneider-
te Lösung zu finden. Die einzelnen Usergruppen werden 
nacheinander betrachtet und Schritt für Schritt werden 
Releases geplant. Dabei ist es wichtig, die Anwender 
mit einzubinden, denn so kann man frühzeitig Feedback 
einholen und gegebenenfalls noch etwas anpassen. 
Neben den Anforderungen der User sollte man ebenfalls 
immer die Wirtschaftlichkeit, den Nutzen und die Risi-
ken des Projektes im Blick behalten.

Worauf sollte im Bereich Datenschutz, Informations- 
und IT-Sicherheit geachtet werden?
Risse: Im Bereich Datenschutz gibt es gesetzliche 
Auflagen, an die sich Unternehmen halten müssen. 
Dazu sind konkrete Bestimmungen, von wem und zu 
welchem Zweck Daten im Unternehmen verarbeitet 
werden, erforderlich. Im Betrieb sowie gegenüber 
Kunden und Lieferanten sollte immer transparent mit 
diesen Datenschutzbestimmungen umgegangen wer-
den. Damit sensible Informationen, wie beispielsweise 
Patienten- und Mandantendaten, nicht in falsche 
Hände geraten, muss die Sicherheit und der Schutz vor 

Datendiebstahl gewährleistet werden. Gerade in der 
heutigen Zeit, die einen deutlichen Anstieg der Arbeit 
im Homeoffice aufzeigt, ist eine verschlüsselte Über-
tragung auch für vertrauliche interne Firmeninformati-
onen wichtig. Um die Sicherheit von jeglichen 
relevanten Daten garantieren zu können, ist es emp-
fehlenswert, beratende und konzeptionelle Unterstüt-
zung in Anspruch zu nehmen.

Was sind also die wichtigsten Tipps für Ihre Kunden?
Risse: Mit der bereits beschriebenen methodischen 
Herangehensweise und einem schrittweisen Vorgehen 
braucht niemand Angst davor haben, sich zu verändern 
und digitaler zu werden. Für mich liegt der Schlüssel 
vor allem darin, auf die Anwender einzugehen, die je-
weiligen Anforderungen zu erkennen und gemeinsam 
ein Konzept zu entwickeln. Wird dies beachtet, kann 
Digitalisierung sinnvoll und gewinnbringend auf die 
Zukunft eines Unternehmens einwirken.
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Das KI-Patent
Künstliche Intelligenz als Bestandteil eines Patentschutzes

Kaum eine Entwicklung im Bereich der Compu-
tertechnologie hat in den letzten Jahren einen  
solchen Hype erfahren wie die Künstliche Intel-
ligenz, kurz KI oder AI („artificial intelligence“)  
genannt. Es hat unser Verständnis von dem, wo-
zu Rechenmaschinen im Stande sind zu leisten, 
grundlegend verändert – lassen sich doch Dinge 
realisieren, die vor Jahren noch völlig undenk-
bar schienen. Doch können Entwicklungen KI-
basierter Anwendungen auch Gegenstand eines  
erfinderischen Patentschutzes sein? Wir klären 
die wichtigsten Fragen.

Mit Künstlicher Intelligenz soll menschliches Entschei-
dungsverhalten mit Hilfe von Maschinen (Computern) 
nachempfunden werden. Ziel ist es, komplexe Prozesse 
zu automatisieren, die normalerweise nur durch mensch-
liches Handeln durchführbar wären. Als Beispiel sei das 
autonome Fahren genannt. Während das Erkennen der 
Fahrspur für den menschlichen Fahrer aufgrund seiner 
Erfahrung meist intuitiv erfolgt, stehen herkömmliche 
algorithmenbasierte Verfahren vor einer nahezu un-
lösbaren Aufgabe. Denn menschliche Intuition lässt 
sich nicht ohne weiteres algorithmisch abbilden. Die 
Künstliche Intelligenz kann hier eine Brücke schlagen 
und so autonomes Fahren überhaupt erst ermöglichen, 
da sie in der Lage ist, die menschliche Intuition nach-
zubilden – wenn auch nur innerhalb der antrainierten 
Fähigkeiten. 

Wie funktioniert Künstliche Intelligenz?
Im Grunde genommen handelt es sich bei einer Künstli-
chen Intelligenz um nichts anders als um ein Computer
programm, das sich selbst an eine bestimmte Situation oder 
eine bestimmte Aufgabe mit einem gelernten Verhalten 
angepasst hat bzw. angepasst wird. Hierfür werden in 
der Regel maschinelle Lernverfahren verwendet, die 
zunächst basierend auf bereitgestellten Trainingsdaten 
in einem Trainingsprozess das entsprechende Verhalten 
lernen. Im anschließenden Anwendungsfall werden dann 
konkrete Anwendungsdaten einer konkreten Situation 
in das Computerprogramm der KI eingegeben, um so 
basierend auf dem zuvor Gelernten eine entsprechende 
Ausgabe von der KI zu erhalten. 
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Intelligenz im Kern um nichts anderes handelt als um 
ein Computerprogramm, gelten die für Computerpro-
gramme entwickelten Maßstäbe zur Beurteilung, ob ein 
Computerprogramm durch ein Patent geschützt werden 
kann oder nicht. Dabei werden Patente grundsätzlich 
dann erteilt, wenn die dem Patent zugrundeliegende 
Erfindung einen technischen Charakter hat, gegenüber 
dem Stand der Technik neu ist und auf einer erfinde-
rischen Tätigkeit beruht. Diese drei Voraussetzungen 
müssen kumulativ erfüllt sein.

Dabei hat ein Computerprogramm immer dann einen 
hinreichenden technischen Charakter, wenn mit dem 
Computerprogramm eine technische Aufgabe mit 
technischen Mitteln gelöst werden soll oder – anders 
formuliert – wenn das Computerprogramm einem 
technischen Zweck dient. Eine KI, die zur Erteilung eines 
Patentes angemeldet wird, muss demnach ebenfalls 
einem technischen Zweck dienen, mithin also eine 
technische Aufgabe lösen, damit grundsätzlich Aussicht 
auf Erfolg besteht. In der Regel wird das bedeuten, dass 
eine Künstliche Intelligenz, bspw. ein künstliches Neu-
ronales Netz, immer im konkreten technischen Kontext 
angemeldet werden muss, um zu verhindern, dass der 
zum Patent angemeldeten Erfindung der notwendige 
technische Charakter abgesprochen wird. 

Bei dem oben genannten Beispiel zur Klassifizierung 
von LKWs und PKWs in aufgenommenen Bildern be-
darf es also noch eines weiteren technischen Effekts, 
der über die reine Bilderkennung selbst hinausgeht. 
Dies wäre beispielsweise dann der Fall, wenn die KI 
zur Erkennung eines Fahrzeugtyps (bspw. LKW oder 
PKW) in einem System für Kraftfahrzeuge genutzt wird,  
bei dem automatisch der Abstand zu einem vorausfah-
renden Fahrzeug anhand des mittels der KI erkannten 
Fahrzeugtyps des vorausfahrenden Fahrzeuges eingestellt 
wird. Ein solches Gesamtsystem aus KI und Abstandsau-

Bleiben wir beim obigen Beispiel des autonomen Fah-
rens. Soll die KI bspw. erkennen, ob es sich bei dem 
vorausfahrenden Fahrzeug um einen LKW oder einen PKW 
handelt, so kann hierfür eine KI-basierte Bilderkennung 
eingesetzt werden. Für den Trainingsprozess werden 
der KI dabei eine Vielzahl von Bildern bereitgestellt, 
die entweder einen LKW oder einen PKW zeigen. Die KI 
lernt nun basierend auf diesen Bildern, wie ein LKW und 
wie ein PKW aussehen und kann somit diese beiden 
Fahrzeugtypen in Bildern voneinander unterscheiden.

Werden im konkreten Anwendungsfall der KI nun Bilder 
mit Fahrzeugen gezeigt, so kann die KI mit einer gewis-
sen Wahrscheinlichkeit bestimmen, ob es sich bei dem 
jeweils gezeigten Fahrzeug um einen LKW oder einen 
PKW handelt, auch wenn das jeweilige Fahrzeug in den 
Trainingsdaten nicht vorhanden war. Die KI lernt dabei 
nicht nur die konkrete Darstellung eines LKWs oder 
PKWs, so wie in den Trainingsdaten gezeigt. Vielmehr 
werden die Trainingsdaten in gewisser Form abstrahiert, 
sodass auch zu den Trainingsbildern ähnliche Bilder 
richtig klassifiziert werden können. Dies ist die große 
Stärke eines gelernten KI-Systems.

Dieses Beispiel zeigt letztlich aber auch die Grenzen 
heutiger KI-Systeme. So kann das oben beschriebene 
Beispiel zwar sehr gut und vor allem sehr schnell klassifi-
zieren, ob es sich um einen LKW oder PKW handelt. Eine 
intelligente Transferleistung auf andere Fahrzeugtypen, 
bspw. Motorräder, ist jedoch derzeit mit den bestehenden 
Technologien nicht möglich. Eine heutige KI kann somit 
nur innerhalb ihrer gelernten Trainingsdaten sicher 
klassifizieren und kann das Gelernte nicht auf andere 
Bereiche außerhalb der Trainingsdaten übertragen.

Ein typischer Vertreter solcher maschinellen Lernverfahren 
für KI-Systeme ist ein künstliches Neuronales Netz, bei 
denen Gewichtungen zwischen einzelnen künstlichen 
Neuronen des Neuronalen Netzes das Gelernte abspei-
chern. Interessant hierbei ist, dass der grundlegende 
Aufbau künstlicher Neuronaler Netze (fast) immer 
gleich ist und sie sich letztlich nur durch die gelernten 
Gewichte, d. h. das gelernte Wissen, unterscheiden. 
Dies ist vergleichbar mit Zwillingen, bei denen einer 
der beiden ein Musikinstrument erlernt hat. Obwohl 
beide den identischen genetischen Bauplan besitzen, 
kann einer der beiden Zwillinge ein Instrument spielen 
und der andere nicht. 

Patente und KI: Welche Voraussetzungen  
sind notwendig?
Doch sind solche KI-Systeme auch patentrechtlich 
überhaupt schutzfähig? Da es sich bei einer Künstlichen 

Dipl.-Inform. Sebastian Aisch 
Gramm, Lins & Partner 
Patent- und Rechtsanwälte PartGmbB 
Braunschweig, Hannover  

  Patentanwalt,European Patent, 
 Tr ademark + Design attorney 

Seit 2008 tätig als Patentanwalt. Partner der Kanzlei Gramm, Lins & 
Partner PartGmbB seit dem Jahr 2011 im Büro Hannover und leitet 
dort den IT-Bereich und dort insbesondere das Patentgebiet der 
computerimplementierten Erfindungen. Er hat zunächst an der Otto-
von-Guericke Universität Magdeburg ein Informatikstudium erfolg-
reich abgeschlossen und dann eine Ausbildung zum Patentanwalt 
absolviert. Seit 2020 hat er zudem einen Lehrauftrag an der Leibnitz 
Universität Hannover am Institut für Rechtsinformatik.
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tomation wird einen notwendigen technischen Charakter 
haben, um dem Patentschutz zugänglich zu sein. Die reine 
Erkennung des Fahrzeugtyps mit Hilfe der KI alleine, auch 
wenn hierfür ein Computer als technisches Hilfsmittel 
genutzt wird, hat dagegen sehr wahrscheinlich nicht 
den notwendigen technischen Charakter.

Ein KI-Patent sollte immer in ein technisches 
Gesamtkonzept eingebettet sein.
Solange also die KI in ein technisches Gesamtkonzept 
eingebettet ist, wie dies bspw. bei Automatisierungs-
systemen, Steuerungssystemen, Optimierungssystemen 
und dergleichen gegeben ist, dürfte vorbehaltlich der 
Neuheit und erfinderischen Tätigkeit dem Patentschutz 
nichts im Wege stehen. Schwierig wird es erst dann, 
wenn nur für die KI ein Patentschutz nachgesucht 
wird oder wenn die KI in einem nicht-technischen 
Bereich angesiedelt ist (bspw. bei Spielen oder rein 
betriebswirtschaftlichen Vorgängen). Auch vorteilhafte 
Änderungen am grundlegenden Aufbau einer KI, bspw. 
eines künstlichen Neuronalen Netzes, unabhängig vom 
Einsatzzweck und dem konkreten Anwendungsfall, 
bedürfen einer genaueren Begutachtung.

Dabei ist es für die Frage der Neuheit und erfinde-
rischen Tätigkeit in der Regel unerheblich, dass der 
grundsätzliche Aufbau einer KI (bspw. eines künstlichen 
Neuronalen Netzes) gemeinhin bekannt ist. Denn die 
Neuheit und erfinderische Tätigkeit ergibt sich erst 
durch die Kombination, d. h. die Verwendung einer KI 
für einen bestimmten Zweck, wie beispielsweise einer 
automatischen Abstandsregelung im Automobilbereich.

Das KI-Patentportfolio – sinnvoll oder unnütz?
Es ist unumstritten, dass im Bereich der Künstlichen 
Intelligenz die Fallzahlen bei den Patentämtern nach 
oben schnellen. Das Europäische Patentamt (EPA) hat 
für 2019 eine Zunahme der Patentanmeldungen von 
mehr als 10 % bei computerimplementierten Techno-
logien verzeichnet. Vorreiter hierbei sind insbesondere 
asiatische (insbesondere Samsung und Huawai) sowie 
US-amerikanische Unternehmen. Getrieben wird diese 
Entwicklung insbesondere durch Erfindungen im Bereich 
der Künstlichen Intelligenz, Blockchain sowie im Bereich 
der Industrie 4.0 und IoT (Internet of Things). 

Leider ist in der deutschen Unternehmenslandschaft der 
Irrglaube weit verbreitet, dass Computerprogramme – 
und somit letztlich auch eine KI – patentrechtlich nicht 
schutzfähig seien. Damit deutsche Unternehmen bei der 
Schutzrechtsfrage gegenüber ausländischen Unternehmen 
nicht ins Hintertreffen geraten, ist eine proaktive Anmel-
destrategie notwendig. Nur dadurch wird es möglich, ein 
Gegengewicht zu den steigenden Fallzahlen ausländischer 
Unternehmen zu schaffen und die eigene Position zu stärken. 

Hier kann nur eine sinnvolle Schutzrechtsstrategie die not-
wendigen Synergieeffekte schaffen. Es wird oft unterschätzt, 
dass Patente neben einer Schutzwirkung gegen Dritte noch 
einen weiteren Effekt haben. Jede Patentanmeldung wird 
nach spätestens 18 Monaten vom jeweiligen Patentamt 
veröffentlicht, wodurch der Inhalt der Patentanmeldung 
öffentlich bekannter Stand der Technik wird. Selbst wenn 
die Patentanmeldung nicht zum gewünschten Erfolg führt – 
nämlich die Erteilung mit Schutzwirkung gegen Dritte –, so 
wird durch den geschaffenen Stand der Technik verhindert, 
dass andere mit der gleichen oder ähnlichen Idee einen  
Patentschutz erwirken, der sich letztlich auch gegen das 
eigene Unternehmen richten kann. 

Durch die Integration von digitalen Elementen (bspw. 
KI-Systeme, IoT-Elemente) in bestehende Produkte 
wird darüber hinaus ein noch ganz anderes Problem 
erkennbar. Selbst wenn die Schutzrechtslage für das 
eigene Produkt bekannt ist, es nur wenige Marktteil-
nehmer mit entsprechenden Schutzrechten gibt und 
die Wahrscheinlichkeit einer Patentverletzung somit als 
gering einzustufen ist, so ändert sich dies schlagartig 
mit der Verwendung digitaler Elemente. Denn plötzlich 
müssen nicht nur die bisher bekannten Marktteilneh-
mer überwacht werden, sondern auch Unternehmen, 
die mehr oder weniger mit den digitalen Elementen 
zu tun haben. Die Anzahl der relevanten Schutzrechte 
potenziert sich um ein Vielfaches. Zu den bisherigen 
Marktteilnehmern kommen große Global Player mit 
immensen Patentportfolios gleichermaßen hinzu wie 
kleine Start-ups hierzulande und aus Übersee. Denn 
die Schutzbereiche können so formuliert sein, dass 
das eigene Produkt mit den digitalen Elementen in 
den Schutzbereich eines Patentes fällt, auch wenn der 
Patentinhaber auf einem völlig anderen Gebiet tätig ist.

Es wird daher in Zukunft immer wichtiger, den Blick 
auf die Schutzrechte über den Tellerrand des eigenen 
Produktmarktes hinaus zu richten. Um der schier end-
losen Anzahl von IT-Patenten Herr zu werden, bedarf es 
gezielter Recherche- und Überwachungsstrategien, um 
einer versehentlichen Patentverletzung vorzubeugen. 
Andernfalls entsteht ein unkontrollierbares Risiko.
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